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Ernüchterung.
Der fünfte Kanzler Wilhelms 2. hat geſprochen.

er hat ſo geſprochen, wie jeder preußiſche Geheimrat an
ſeiner Stelle geſprochen haben würde. Guter Bureaukraten-
durchſchnitt. Fleißige Arbeit. Korrektheit, Gewiſſenhaftig-
keit, kategoriſcher Jmperativ, ernſtes Streben, den Wün-
ſchen der Parteien in gerechter Weiſe entgegenzukommen!
Streuſand!

Die Spannung iſt verflogen. Die Ernüchterung iſt da.
Man will ja gewiß in ſeinem Urteil nicht voreilig ſein, es
iſt das ja, gewiß nur ein erſter Eindruck, und wir ganz ge-
wiß bereit, ſogar mit Freuden bereit, dem Kanzler alles

Aber
der erſte Eindruck iſt doch der: Jch finde nicht die Spur
von einem Geiſt und alles iſt Bureaufratie.

Der Ruf, der Dr. Michaelis vorangegangen iſt, eine
ſtarke Perſönlichkeit zu ſein, läßt ſich nach dieſen erſten
Eindrücken nicht aufrechterhalten. Es war

nichts Großes dabei-
in ſeiner erſten Rede, nichts was den Gedankengang des

Hörers beſchwingt oder ſei es in Zuſtimmung oder
Widerſpruch ſein Herz ſchneller ſchlagen läßt. Es war
wirklich nichts andres als ein mit leidlich gutem Anſtand
vorgetragenes, ſorgfältig den Umſtänden angepaßtes Ge

35Es war ein einziger Satz darin, der
hedeuten könnte: „Jch werde mir die Führung nicht aus der
Hand winden laſſen!“ Das wäre vortrefflich, wenn Doktor
Mickaelis wirklich ein Führer wäre. Aber ſeine erſte
Rede ſagt uns, daß er es nicht iſt.

Ein Führer darf kein Geführter ſein. Dr. Michaelis
iſt aber ein Geführter. Ueber ſeiner ganzen Rede ſchwoebt
die Autorität ſeiner in drei Jahren gewordenen Ueberliefe-
rung, der er ſich völlig unkritiſch beugt. Er hat in ſeiner
Rede Dinge erzählt, die jeder Journaliſt von den zuſtän-
digen Stellen ſchon unzählige Male gehört hat, ohne dabei
mitunter ein ſkeptiſches Lächeln unterdrücken zu können.
Dr. Michaelis hat dieſe Dinge erft in den fünf Tagen ſeiner
Kanzlerſchaft erfahren, und gibt ſie als neue Entdeckungen
treuherzig wieder.

Er muß erſt lernen!
Was er zu Beginn ſeiner Rede über die Kriegsurſachen

ausführte, war
ein ſchwerer politiſcher Fehler.

„Zum Teufel, was kümmert's dich!“ möchte man ihm zu
rufen. „Sei froh, daß du nicht dabei geweſen biſt, iutze
llug dieſen Umſtand und entfache nicht unnütz den alten
Streit, der zu nichts führt.“

Ebenſo zwecklos, um kein härteres Wort zu gebranuchen,
war die Erörterung über den völkerrechtlichen Charakter des
U-Boot-Kriegs. Bei der folgenden Auseinanderſetzung
über die Wirkungsloſigkeiten der neuen Methode des See-
kriegs gab es ein kleines Malheur. Denn Michaelis ver-
ſetzte natürlich nur bildlich ſeinem Nachbarn zur
Rechten verſchiedentlich einen Stoß, daß er weit zur Seite
flog. Der Kanzler wandte ſich nämlich mit ſcharfen Worten
gegen diejenigen, die den Erfolg des UBootKriegs für
einen zeitlich nahen Termin vorausgeſagt hatten. Da rief
es von der Linken wie aus einem Munde: Helfferich!

Jſt Herr Helfferich als gegenwärtiger Staatsſekretär
des Jnnern und zukünftiger des Aeußern nun erledigt oder
nicht? Aber dieſe Erledigung lag gar nicht in der Abſicht
des Redners. Er hatte ganz ahnungslos ſeinem Kollegen
den Streich verſetzt.

Die Lage in Petersburg iſt ernſt, ſofern man den zuhl reichen
Meldungen, dic Reuter über die Vorgänge in der ruſſiſchen
Hauptſtadt verhreitet, glauben darf. Allein Reuter hat ſchon ſo
oft, um den Intereſſen der Entente zu dienen, Falſchmeldungen
in die Welt geſett, daß man auch dieſes Mal guttut, ſeinen Nach
richten mit einigen Mißtrauen zu begegnen und wenigſtens etwa-
von ihnen adzuſtreichen. Daß ſich ſchwere Unruhen von unleng-
bar reveſutienärem Charakter neuerdings in Petersburg ereignet
haben, ſteht un zweifeltzaft ſeſt. Das beſtätigen auch Rachrichten,

ind

wirklich etwas

Ahnungslos iſt vielleicht überhaupt
das gegebene Wort der Situation.

Das Friedensprogramm nimmt Michae-
lis an. Wie ſollte er auch anders, die Mehrheit iſt feſt.
Aber wie er es annimmt das iſt nicht die Art des
Mannes, der ſich „die Führung nicht aus der Hand winden
läßt“! Er nimmt es an und er ſucht zwiſchen den Worten
der Rechten klar zu machen: „Es geht auch ſo!“
Der Kampf um die auswärtige Politik des Reiches iſt

unentſchieden. Es iſt keine ſtarke Hand da, um ſie nach der
einen oder nach der andern Richtung zu führen. Das iſt
das allgemeine Gefühl.

Ein ähnlicher Eiertanz wird um die Frage des Parla
mentarismus vollzogen. Es iſt

ein ewiges Einerſeits Anderſeits,
ſich nicht feſtlegen will, ſondern die weitere Entwicklung
Dinge abwartet. Das Bravo, das ſich der Linken auf
Lippe formen will, nimmt ihr bei der zweiten Hälfte
Satzes die Rechte ſchon wieder aus dem Munde.

Jrn dieſem Zuſammenhang fällt dann auch das große
Wort: „Jch werde mir die. Führung nicht aus der Hand
winden laſſen!“ Wer iſt: Jch? Michaelis iſt kein Führer,
vielleicht kann er es werden, aber dazu muß er erſt lernen,

Zum Lernen iſt jetzt keine Zeit. Hinter dem ſprechendenHehe r jan in dieſen Augenblick ein andres
größeres Jch ſich erheben: Das Syſtem der
kratie, des Obrigkeitsſtaats.

Wir glauben nicht, daß der neue Kanzler den Kampf
ſucht. Er ſucht ein „geheimrätliches Kompromiß.

Und weiß nicht, daß auch dafür die Zeit vorüber iſt!
J

Der Friede der Verſtändigung.
Bis in die letzte Stunde hinein hatten die Blätter der

Eroberungsparteien mit ſuggeſtiver Beharrlichkeit die
Falſchmeldung verbreitet, die Friedensreſolution des Reichs-
tags werde zurückgezogen oder, wenn ſie doch zur Abſtim-
inung gebracht würde, von der Regierung entſchieden zuräck-
gewieſen werden. Die Alldeutſchen hatten ihren üblichen

das
der

der
des

Buregau-

Reſolutions- und Telegrammſturm erregt und die national
liberale Partei wirklich eingeſchüchtert. Bei der Regierung
und beim Reichstag iſt ihr Manöver geſcheitert.

Die einleitende Rede des neuen Reichskanzlers war in
der Form wenig wirkungsvoll. Michaelis ſprach

ängſtlich mit langen Pauſen
zwiſchen den einzelnen Abſätzen, ohne Wirkung und faſt ohne
Beifall, der nur gelegentlich aus den Reihen des Zentrums
ertönte. Das darf nichtblind dagegen machen, daß ſach-
hich ſeine Erklärungen für die Friedensſache gegenüber den
frühern Regierungskundgebungen ein gewiſſer Fortſchritt
waren. Sobald die Feinde ihre Eroberungs- und Nieder-
werfungsgelüſte aufgeben und eine Verhandlung wünſchen,
iſt. ganz Deutſchland bereit, in die Verhandlungen einzu
treten. Reichsregierung und Heeresleitung glauben ihr Ziel
der dauernden Sicherung Deutſchlands gegen die Wieder-
kehr dieſer entſetzlichen Prüfung im Rahmen der vom
Reichstag anzunehmenden Reſolution erreichen zu können,
in der es bekanntlich heißt:

Der Reichstag erſtrebt einen Frieden der Ver
ſtändigung und der dauernden Verſöhnung der Völker. Mit
einem ſolchen. Frieden ſind erzwungene Gebietserwerbungen
und politiſche, wirtſchaftliche oder finanzielle Vergewaltigungen

unvereinbar.

die aus andern Quellen als von Reuter ſtammen. Was von den
rein tatſächlichen Mitteilungen, die heute vorliegen, halbwege
glaubwürdig erſcheint, ſtellen wir im nachfelgenden zuſammen:

Nach Rotterdam gelangte die Nachricht, daß vor dem
Generaiſtabsgebände und dem Plane des Pauptguartiers der re-
gierungetrenen Truppen in Perersburg

große Revolten ſtattfanden.
Auf dem Vlatze wurden ringsüm Kanonen an facſtellt.

Mit dieſer Erklärung haben ſich Reichstag, Reichsregie-
rung und auch wie Michaelis mitteilte die Heeres-
leitung unverkennbar auf den Boden des reinen Verteidi-
gungskriegs und des Friedens ohne Annerionen und Ent-
ſchädigungen geſtellt.

Die Bedeutung dieſer Friedenskundgebung, die von
dem Zentrumsredner Fehrenbach geſchickt und wir-
kungsvoll begründet wurde, kennzeichnete Scheidemann
dahin: daß, wenn morgen das engliſche Unterhaus
eine gleiche Erklärung annähme, und die engliſche Re-
gierung dazu die gleiche Erklärung abgäbe, die Michaelis
abgegeben hat, die

Friedensverhandlungen morgen beginnen

könnten. Gegenüber allen Verdrehungsverſuchen der Er-
oberungsvolitiker, als ſei dieſe Reſolution der ſchmählichſte
Verzicht und Verrat an all den Opfern der Frontkämvfer
ſtellte Scheidemann feſt, daß deutſche Ehre und deutſches
Land dabei voll gewahrt bleiben; daß 90 Prozent des dent-
ſchen Volkes von Herzen bereit ſind, dieſen Frieden der Ver-
ſtändigung, der Vernunft, und des Rechts zu ſchließen, ſo-
bald die Feinde dazu bereit ſind; daß dieſer Friedenswille,
feſtgelegt durch Beſchluß einer Reichstagsmehrheit, un-
widerruflich iſt; daß nur er der Wahrheit und nüchternen
Einſicht entſpricht, weil weder wir die Feinde in kurzer

gung unüberwindliche Deutſchland niederzuwerfen ver-
mögen.

Auch die Fortſchritt ler ſchloſſen ſich dieſer Erklä-
rung im weſentlichen an. Was die Redner, der andern Par
teien ſagten, ging unbeachtet verloren. Der Wille des deut
ſchen Volkes iſt durch die aus dem Geiſte der deutſchen
Sozialdemokratie geborne Friedensreſolution feſtgelegt.

Zu den
innerpolitiſchen Fragen

äußerte ſich der neue Reichskanzler ſehr zurückhaltend. Das
Verſprechen des gleichen Wahlrechts in Preußen
erklärte er auch als für ſich. bindend, irgendein ernſt-
hafter Widerſpruch dagegen wurde nicht erhoben. Der For-
derung nach Parlamentariſierung der Regierung
will er entgegenkommen, ſoweit er das bei dem bundesſtaat-
lichen Charakter des Reiches tun zu können vermeint. Bei
der Auswahl ſeiner Mit arbeiter verſpricht er darauf
zu ſehen, daß ſie nicht nur die nötige Eignung zu ihrem
Amte haben, ſondern auch das volle Vertrauen der Mehr-

heitsparteien des Reichstags genießen.
Nachdrücklich erklärte Scheidemann, daß dieſe Zuſanen

der Sozialdemokratie keineswegs genügten. Jnsbeſondere
forderte er eine allgemeine Amneſtie für die poli-
tiſch Verurteilten, voran Karl Liebknecht und die voll-
ſtändige Aufhebung der Preſſezenſur, für deren Wir-
ken er neue packende Beiſpiele anführte.

Für die Sozialdemokratie gab Scheidemann die Er
klärung ab, daß ſie auch diesmal den

neuen Kriegskrediten
zuſtimmt. Nicht als Vertrauensvotum für das noch ichr
ungenügend beſchriebene Blatt, das der neue Kanzler
politiſch darſtellt, ſondern als Ausdruck des Willens für die
reine Verteidigung und Nichtsalsverteidigung des deutſchen
Volkes auch die Kräfte der deutſchen Arbeiterklaſſe einzu
ſetzen. Nach der Rede Haaſes wurden denn auch die Kriegs-
kredite gegen die Stimmen der Unabhängigen bewilligt.

Die dritte Leſung dieſer Vorlage wird am Freitag ſtatt
finden.

detersburger Anruhen
Man ſagt, General Powzew, der die Regierungstruppen befeh
lügte, ſtande mit ſeinen Soldaten in beſtem Einvernehmen In
den Straßen fanden wiederholte blutige Zuſamm t ö ß e
zwiſchen den meuternden Soldaten und Koſakes ſtatt. wobei
zahlreiche Menſchen getötet und verwunder urd
Die Meuterer erhielten neuen Zufluß aus Kronſtadt

Ein Faſſagierdampfer und ein großer Schlepper führten
Tauſende von Matroſen, Soldaten, Arbeiter und Arbeiterfrauer
ans Kronſtadt nach Petersburg, wo die Kronſtädter am Mittwoc

Jeit gerſchmettern fönnen, noch dieſe das in der Verteidi



früh nene Straßenumzüge mit Fahnen veranſtalteten.
Die Fahnen der Kronſtädter Anarchiſten hatten die Aufſchrift:
„Nieder mit der Regierung,

es lebe die Kommune!“
An de Ege des Newſki-Proſpekts und der Sadowajaſtraße be
genn dasſelbe Schießen wie am Vorabend. Es eine Salve
der Maſchinengewehre. Jn der allge en

entſtand, war es nicht möglich, die Zahl der feſt
ellen.

Später wurde wieder auf dem Liteiny-Proſpekt geſchoſſen.
Das Volk ſuchte Zuflucht in den Häuſern. Ein Teil der Kron
ſtädter zug nach der Villa Grewinſkaja, dem Hanptquartier der
Enführer, wo Lenin, der die Seele der ganzen Bewegung zu
ſein ſcheint, eine Anſprache an die Maſſe richtete. Nach den letzten
Meldungen erwartet man Zuſammenſtöße zwiſchen den Regie-
rungstruppen und den menternden Soldaten. Die
Arbeit in der Fabriken ruht vollſtändig.

Am 17. Juli wurden über 100 Verwundete in einem ein-
zigen Lazarett der Hauptſtadt eingeliefert. Bei einem Zu
ſammenſtoß zwiſchen den bewaffneten Regimen-
tern, die mit roten Fahnen und Muſik die Straßen durchzogen,
und einer Abteilung Koſaken wurden fünf Mann getötet und
25 verwundet. Am Abend des 17. waren die Straßen geräumt
und faſt leer, aber eine große Anzahl gepanzerter Auto-
mobile durcheilte ſie.

„Daily News“ meldet, daß am Montag abend, als der
Miniſterrat über die Kriſis infolge des Rücktritts der Kadetten
miniſter beriet, plötzlich ein Auto mit bewaffneten Soldaten und
Maſchinengewehren beim Premierminiſter vorfuhr und die

Uebergabe der Miniſter
verlangte. Es fuhr dann wieder ab und kehrte in einer halben
Stunde zurück. Es ſtanden zwei Autos vor der Miniſterwohnung,
wovon die Meunterer eins requirierten mit der Bemerkung, daß
e in Automobil für die Regierung genüge.

Aus andern Meldungen geht hervor, daß Militär und be-
waffnete Arbeiter den Miniſter Tſeretelli zu verhaften
verſuchten und auch den Landwirtſchaftsminiſter Tſchernow feſt-

ehe à

in ſeiner Rede MiniſterratTſcheidfſe, welchen
im Ausl und an der

drängte. Jm
orrufen würden. Dann wur

g gegen die Straßenkundgebdas be Verbot der

bahnzugs au

nach Moskau beraten. Das Ergebnis der Beratung wurde
nicht bekannt.

Ententemeldungen aus Petersbrrg beſagen, daß die dortige
Lage infolge der Miniſterkriſis und der Agitationen der Maxima-
liſten wieder ſehr ernſt geworden ſei. Es ſteht jetzt feſt, daß es
ſich bei den Unruhen am Montag darum handelte, die provi,
ſoriſche Regierung gewaltſam zu ſtürzen und an
ihre Stelle den Arbeiter- und Soldatenrat zu ſetzen. Jn einem
von den „Baſler Nachrichten“ wiedergegebenen Sitnationsbericht
des Petersburger Korreſpondenten des „Daily Chronicle“ heift
es: Die Kriſe iſt ſehr ernſter Natur, und man weiß noch niceht,
wie ſie ſich entwickeln wird. Für den Augenblick bleibt Fürſt
Lwow im Amt, aber man kann noch nicht ſagen, ob das Miniſte
rium einen Anlauf nehmen wird, um neue, nichtſozialiſtiſche Mit
arbeiter zu finden, und ob der Delegiertenrat der Arbeiter und
Soldaten die Aufgabe, ein neues Kabinett zu bilden, auf ſich
nehmen wird.

Der ausgeſprochen

ententefeindliche Charakter der Petersburger Unruhen
und beſonders das Anwachſen der allgemeinen Abneigung gegen
England erregt in London ernſte Beſorgnis. Aus den Jnſchriften
auf den von den ententefeindlichen Truppen mitgeführten Bannern
ſind folgende baſonders bemerkenswert: „Nieder mit dem imperiaga

nahmen. Er wurde erſt entlaſſen, als der Maximaliſt Trozky liſtiſchen Krieg, nieder mit der mperiagaliſtiſchen En-

betonte ſtente.
Eindruck die Straßenunruhen r n

gen. Kreuzerse führte eine Fahnr mit der Jnſchrift: „Wir gen die Ein
führung der Kommune.“ An einer Gegendemonſtration beteilig-

zeichen, c h

n rKeine Offenſive, c denen Kapitaliſten! Heränd mit den Gehei
Die Abordnung der B eines

ve

gen zweier Regimenter und einige der ſo
esbataillone“.

idt. Darar ein Teil genden ldungen denSeldaten alle h Tat l n, u e doch, daß wieder
dann in der Siadt, wobei viele Wafhinen ein großes Chavs in Rußland
gewehre benutzt und Frauen tzetötet wurden. berrſ u den poli m Wirrniſſen geſellen ſich die SchwieReuter vom Mittwoch aus Peterkburg: er- rig ke 8 in der Dolksernährnmng, die von Tag zu
ordentlicher Miniſterrat hat über den S v Vere Tag einen größern ung annehmen, und die Tr, nsport-
legung des Sitzes der vorläufigen Regierung kriſe, die je länger je mehr zu einer Kataſtrophe zu führen

droht. Wohin das führen wird und welche Mächte bei den innern
Kämpfen ſchließlich die Oberhand behalten, wer will das ſagen
Feſt ſteht nur das eine: der Krieg iſt für die Befeſtigung der
revolutivnären Herrſchaft in Rußland die allergrößte Gefahr. Um
Ordnung im Jnnern zu ſchaffen, iſt Ruhe nach außen nötig. Je
länger der Krieg anhält, doſto größer iſt die Gefahr eines Sieges
der Konterrevolution. Die Beinühungen der ſozialiſtiſchen Mi-
niſter Rußlands, der Welt den Frieden wiederzugeben, ſind darum
nur zu verſtändlich. Sie wollen freilich keinen Sonderfrieden mit
den Mittelmächten, ſondern den allgemeinen Frieden, weil ſie ſich
von ihren Bundesgenoſſen ans mancherlei Gründen nicht abſon-
dern können. Leider haben ihre Bemühungen um einen Frie-
den ohne Annexionen und Entſchädigungen nur einen Widerhall
in Deutſchland und Oeſterreich gefunden, während Frankreich und
England noch weit davon entfernt ſind, die Friedensformel der

r Regierung Rußlands anzuerkennen. Will dieſe ihrem
de Errungenſchaften der Revolution ſichern, ſo muß ſie
n Einfluß auf ihre Bundesgenpſſen im Sinne des Friedens

urn das e verſtärken glückt ihr das nicht, dann ſteigt früher
oder ſpäter das zariſtiſche Regiment wieder aus der Verſenkung
hervor. Es lanert ſchon jetzt im Hintergrund und wartet nur auf
den Sieg der „Ganz-Revolntionären“, die anſcheinend jetzt die
treibende Kraft der Unruhen ſind. Jhnen den Sieg, wenn ſie ihn
erringen, ſchnell wieder zu entreißen, ſcheint den Reaktivnären

Was der Krieg bringt.
Durchbruch bei Zloeczow.

Der Reichskanzler hat am Donnerstag nachmittag in
ſeiner erſten Rede Mitteilung von einem Telegramm Hin-
denburgs an ihn gemacht, wonach in Oſtgalizien ein
deutſcher Gegenſtoß gegen die ruſſiſche Offenſive
Bruſſilows am Donnerstag vormittag gelungen iſt. Das
Telegramm lautet:

Durch die ruſſiſche Offenſive in Galizien her gusge-
fordert, hat dort heute ein durch ſtarken Regen bisher
hingusgeſchobener deutſcher Angriff öſtlich Zloczow eingeſetzt.
Unter perſönlicher Leitung des Feldmarſchalls Prinz Leopold
von Bayern haben deutſche Diviſionen, unterſtützt durch öſter
reichiſch- ungariſche Artillerie in altbewährtem Schneid und feſter
Zuvberſicht die ruſſiſchen Stellungen durchſtoßen.

Jm Abendbericht der deutſchen Heeresleitung vom
19. d. M. wird dies Ereignis mit folgenden Sätzen ge-
meldet:

Herausgefordert durch die Offenſive, welche die
ruſſiſche Armee auf Befehl ihrer Regierung und trotz Frie
densbetewrungen an unſern Fronten unternommen hat,
ſind wir in Oſtgalizien zum Gegenangriff übergegangen.
Deutſche Korps haben die Stellungen der Ruſſen öſtlich von
Zloezow in breiter Front durchbrochen.

Der öſterreichiſchungariſche Generalſtab gibt durch das
Kriegspreſſequartier darüber folgende Meldung anus:

Die Angriffe der Ruſſen beantwortend, hatten heute früh
die Verbündeten in Oſtgalizien die Gegenoffenſive ergriffen und
die ruſſiſchen Linien öſtlich zwiſchen Zborow und dem
oberſten Sereth geworfen.

Die Front verläuft im nördlichen Oſtgalizien in einem
Bogen, der bei Koniuchi ſeinen Anfang nimmt und den
Raum von Brody umſchreibt. Die ruſſiſche Abſicht war, durch
ihre ſtarken Angriffe von Brzezany bis Koniuchi dieſen
Bogen abzuquetſchen und dadurch die Straßen auf Lemberg
zu öffnen. Die Abſicht wurde durch den deutſchen Wider-
ſtand in den erſten Julitagen vereitelt. Zur Erneuerung
ihrer Maſſenangriffe an jener wichtigen Stelle hat ſeitdem
die ruſſiſche Kraft nicht ausgereicht.

Nun ſind die Deutſchen zum Gegenangriff weiter nord-
öſtlich übergegangen, um ſich von dem ſchweren und nicht
gefahrloſen taktiſchen Druck im Raume von Brzezany zu be-
freien. Der Angriff iſt geglückt. Die ruſſiſchen Linien
zwiſchen Zborow und dem obern Sereth ſind nach der einen

Meldung geworfen, nach der zweiten durchbrochen, nach der
dritten durchſtoßen worden.

Jrgendwelche eingehende Wertung läßt ſich auf dieſe
Angaben noch nicht gründen. Man muß nähere Nachrich-
ten abwarten. Erſt nach ihrem Eingang läßt ſich beurteilen,
ob die Ruſſen nur zurückgedrängt oder ob ihre Linien ähn-
lich wie bei Gorlice--Tarnow im Mai 1915 völlig durch-
ſtoßen und durchbrochen worden ſind. Es iſt außerdem zu
bedenken, daß ein ſolcher Durchbruch, wenn er vollſtändig
werden ſoll, nicht das Werk einiger Stunden, ſondern bei
einem Gegner, der vollen Widerſtand leiſtet, mehrerer Tage
ſein muß.

Es iſt daher leicht möglich, daß auch der Tagesbericht
vom Freitag nachmittag über das Ergebnis noch nicht volle
Klarheit bringen kann. Noch viel weniger darüber, ob da-
durch ſtrategiſche Möglichkeiten großen Stiles geſchaffen
worden ſind oder noch geſchaffen werden können. Unleugbar
liegen ſolche Möglichkeiten gerade an jener Stelle vor.

21000 Tonnen verſenkt.
Der deutſche Admiralſtab teilt amtlich unterm 19. dieſes

Monats mit:
Neue U-Boots- Erfolge

Atlantiſchen Ozean:
in der Biscaya und im

21 000 Bruttoregiſtertonnen.
Unter den verſenkten Schiffen beſanden ſich ein unbekannter
bewaffneter beladener Dampfer von mindeſtens 4590

Brottoregiſtertonnen von Fiſchdampfern geſichert,
ein beladener Dampfer, der aus einem Geleitzug heraus-
geſchoſſen wurde. Die Ladungen der übrigen verſenkten
Schiffe beſtanden, ſoweit ſie feſtgeſtellt werden konnten, aus
Stückgütern, Kohlen und Tonerde.
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Der Seekrieg.
Beſchlagnahme der norwegiſchen Schiffs-

neubauten in Amerika. Wie „Morgenbladet“ meldet, hat
der norwegiſche Reederverband von maßgebender amerikaniſcher
Seite die Mittilung erhalten, daß alle für die norwegiſche
Rechnung auf amerikaniſchen Werften beſtellten Schiffs
bauten infolge Weiſung des Präſidenten Wilſon von der
amerikaniſchen Regierung beſchlagnahmt werden
ſollen. Hierbei handle es ſich um etwa 270 000 Tonnen Schiffs
raum im Werte von ungefähr 200 Millionen Kronen. Für Nor-
wegen ſei die Frage wichtig, ob der Marktpreis eder der Vertrags
preis erſtattet werden würde.

J

Beeilt euch!
Der Petersburger Arbeiter- und. Soldatenrat läßt einen

Leitartikel ſeiner „Jsweſtja“ (Nachrichten), betitelt „Parteigenoſſe,
beeile dich?“ nach Stockholm drahten, in dem es heißt:

„Auf einer Fahne bei der Demonſtration des 1. Juli ſah
man dieſes Bild: der ruſſiſche Proletarier reicht ſeine Hand
dem deutſchen Proletarier und darunter die Unterſchrift: Ge
noſſe, beeile dich!

Jawohl, das iſt die wirkliche Löſung des Augenblicks; nicht
nur dem deutſchen, ſondern gleichzeitig dem franzöſiſchen und
engliſchen Proletariat reicht die ruſſiſche Revolution die Bruder-
hand und ruft ihnen laut zu: „Genoſſen, beeilt euch!“ Beeilt
euch, ſolange die ruſſiſche Revolution ſtark und
mächtig iſt, ſolange ſie noch des Mangels an Geld, an Waren
und ſolange ſie des Hungers Herr bleibt und noch imſtande iſt,
die Jntereſſen der Revolution an der Front zu verteidigen. Be
eilt euch, ſonſt wird es zu ſpät ſein! Die ruſſiſche
Revolution wird ſonſt zerſchmettert Werden und mit ihr zuſam-
men wird auch die Sache des internationalen Proletariats unter
gehen und auf lange Jahre hinaus wird auf der Erde die Herr-
ſchaft des imperialiſtiſchen Ungeheuers wiederhergeſtellt.

Beeilt euch, deutſche und öſterreichiſche Genoſſen!
Wir wiſſen, daß die Arbeiterklaſſen Deutſchlands und Oeſter

reiche, wie die Arbeiterklaſſe Rußlands, das baldigſte Ende des
Blutvergießens wünſchen, daß ſie nicht den brudermörderiſchen
Kampf zum Vorteil der imperialiſtiſchen Cliquen verlängern
wollen.

eine Kleinigkeit zu ſein.

Die Zeit wartet nicht. Genoſſen, beeibt euchl“
Die deutſche Demokratie hat ſich bereits beeilt und dafür

geſorgt daß OeſterreichUngarns und Deutſchlands Regierungen
zum Frieden ohne Annexionen und Entſchädigungen bereit ſind.
Sobald die Ententeverträge in dem Sinn abgeändert werden, daß
ſie alle Eroberungs und Demütigungspläne ausſchließen, iſt der
erſehnte Friede da!

„m“ 4 4 x 4

Die Ausnahme.
Die Engländer halten auf guten Ruf. Aus den Ver-

läſterungen, die den armen Boches angehängt wurden, haben ſie
das eine gelernt, ſich beizeiten vorzuſehen und ſich, wo immer
ſie mit ihren franzöſiſchen Bundesgenoſſen in Berührung treten,
ein Sittenzeugnis ausſtellen zu laſſen. Sollten die Franzoſen
ſich ſpäter einmal man kann nie wiſſen über die Art und
Weiſe beſchweren wollen, in der ſich die Engländer in ihrem
Land aufgeführt haben, ſo werden ihnen dieſe alle die Führunge
zeugniſſe vorweiſen können, die ſchon ganze Säle füllen müſſen.
Denn wie die Pariſer „Victoire“, das Blatt Hervés, erzählt, hat
der engliſche Truppenführer, ſowie er irgendeine Ortſchaft mit
ſeinen Leuten verläßt, vom Bürgermeiſter und Pfarrer die dop-
pelte Beſcheinigung einzuholen, daß Offiziere und Mannſchaften
ſich muſtergültig geführt hätten.

Unlängſt nun, berichtet das Blatt, ſchien der Pfarrer einer
kleinen Garniſonſtadt einige Anſtände machen zu wollen, denn
er bemerkte etwas gedehnt zu dem Bataillonskommandeur, der
das wichtige Schriftſtück von ihm holen kam: „Jm allgemeinen

haben Jhre Leute ja nicht Anlaß zu Klagen gegeben, mit einer
Ausnahme, muß ich ſagen, einem anſoehnlichen Burſchen, der
unſern Mädchen denn doch etwas zu arg nachſtellte.“

„Und das wäre?“ fragte nicht ſonderlich erbaut der eng
liſche Major. Aber ſeine Miene erhellte ſich, als der Sittenrich-
ter ihm den Schürzenjäger, der die engliſche Reputation in Frage
ſtellte, genauer beſchrieb.

„Ach, der,“ rief er erleichtert aus. „Da wundre ich mich
nicht. Das iſt nämlich der einzige, dem Bataillon bei
gegebene Franzoſe, unſer Dolmetſcher. Dem liegt das
Pouſſieren im Blute, glaube ich.
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Die neuen Höchſtpreiſe für Getreide.
Die Höchſtpreiſe für Getreide der neuen Ernte ſind vom

Präſidenten des Kriegsernährungsamts feſtgeſetzt worden. Sie
betragen für die Tonne inländiſchen Roggen s 265 Mark in
Breslau, Bromberg, Danzig, Gleiwitz, Königsberg und, Poſen,

Eilt auch ihr, Genoſſen der alliie rten Mächte! Jhr 270 Mark in Berlin, Dresden, Leipzig, Magdeburg, Roſtod,
wißt, daß die proviſoriſche Regierung, im völligen Einvernehmen Schwerin und Stettin, 275 Mark in Braunſchweig, Bremen,
mit der ruſſiſchen revolutionären Demokratie, ſich als ihre Haupt-
aufgabe geſtellt hat, den allgemeinen Frieden ſo ſchnell wie mög-
lich zu erreichen, der völlig frei von irgendwelchen imperialiſti-
ſchen Gewalttaten iſt. Jhr wißt, daß die proviſoriſche Regierung
im Namen des revolutionären Rußlands eure Regierungen ein-
geladen hat zu einer Konferenz, um die Bündnisverträge zu
revidieren und aus ihnen alle Spuren imperialiſtiſcher Ziele zu

vertilgen. eBeeilt euch, Genoſſen, antwortet auf den Zuruf des revo-
lutionären Rußlands, tragt dafür Sorge, daß eure Regierungen
ſo ſchnell wie möglich auf die Reviſion der Verträge ein-
gehen und daß dieſe Reviſion in dem Geiſte gemacht wird, wie
wir und ihr es wollen. e

Die Soldaten der ruſſiſchen Revolution, die ihr Blut helden-
mütig für unſw gemeinſame Sache vergoſſen haben, ſind gewiß,
daß die revolutionäre Demokratie nicht geſtatten wird, daß auch
nur ein Tropfen dieſes koſtbaren Blutes für imperialiſtiſche
Ziele, die ihr fremd ſind, vergoſſen wird. Sagt auch ihr, daß ihr
mit derſelben Entſchiedenheit dieſe Ziele ablehnt.

Kaſſel, Emden, Erfurt, Hamburg, Hannover, Kiel und Zwickau,
280 Mark in Aachen, Köln, Dortmund, Duisburg, Frankfurt am
Main, Mannheim, München, Saarbrücken, Straßburg und Stutt-
gart. Weizen koſtet 20 Mark mehr, ebenſo Spelz ſowie Emer
und Einkorn. Hafer und Gerſte koſtet 270 Mark, ungeſchäl
ter Buchweizen 600, geſchälter Buchweigen 800, ungeſchälte
Hirſe 800, geſchälte Hirſe und Bruchhirſe 970 Mark. Dieſe Höchſt
preiſe gelten auch für Hafer, Gerſte, Buchweizen und Hirſe frühe
rer Ernten. Bei anerkannten Saatgutwirtſchaften dürfen 80 bis
120 Mark zugeſchlagen werden. Es werden Saatguttarten für
Landwirte und ſolche für Händler ausgegeben. Sie beſtehen je
aus drei Abſchnitten, einem für den Veräußerer, einem für den
Kommunalverband und einem dritten für den Verband, dem es
zugeführt werden ſoll

Die neuen Höchſtpreiſe bedeuten ein nicht unweſent-
liche Erhöhung der bisherigen Preisſätze. Zum Ausgleich
werden bekanntlich die Vieh und Fleiſchpreiſe herabgeſetzt.
Der bisherige Höchſtpreis für Weizen betrug in Magdeburg
260 und für Roggen 220 Mark.

Eir
Deutſch

Aus m
zen in
kanntlic
Geſetze,
irgendn

kratiſche
gewiſſer
Praxis
wurde,
einen ch
ßiſchen

oder die

unwürd
herrſchte
hingeher
heit muß

Daz
Politik.
Lande d
waren,
rechtigur
in Deutf
Lande d
England
wiſſen V
wickelt a

dings m
die Regi
daß ſie i
die mor(
eine ſehr

neuer tro
mit beſche

die ruſ
ausgewar
was ihne
möglich m

Die
ſhätzen.

wie in A
ment. U
niſt i ſch
täriſche C
gegenwär:

läſtige An
deln. Not

Juden R
ſe die Be

Jor allem
Kw bald
d Verba

täriſchen

lächeln.

einer St
Türkei z
Lanſing v

Den
aftanſt
hen Deu

dens

eng verbr
vir nicht
innere u
erörtern.
Kulturſta
Amts we
bei Frie
Problem
beteiligt



dafür

rngen
ſind.
daß

t der

Ver
en ſie
m wer

reten,
uzoſen

t und
ihrem

unge
rüſſen.

t, hat
ft mit
e dop-
haften

einer

denn
r, der
neinesn

einer

n, der

r eng
enrich

Frage

zremen,
zwickau,

urt am
y Stutt!k
e Emer

Die deutſchen Juden.
Ein wichtiger Punkt der Neuordnung muß in

Deutſchland und beſonders in Preußen die endgültige
Ausmerzung der antiſemitiſchen Tenden-
zen in der Verwaltung und im Heere werden. Es gibt be
kanntlich weder in Deutſchland noch in OeſterreichUngarn
Geſetze, durch welche die Juden gegenüber den Chriſten
irgendwie entrechtet werden. Aber der konſervativbureau

kratiſche Kaſtengeiſt hat ſie bisher vom Offizierkorps und
gewiſſen Beamtenſtellungen ausgeſchloſſen. und obwohl dieſe
Praxis durch den Krieg gelegentlich ein wenig gemildert
wurde, muß man doch heute noch den Antiſemitismus als
einen charakteriſtiſchen Zug der Bureaukratie und des preu
ßiſchen Militarismus anſehen, die den jüdiſchen Glauben
oder die jüdiſche Raſſe wahrſcheinlich beides als ihrer
unwürdig erachtet. Solange der PogromZar in Rußland
herrſchte, konnte das als verhältnismäßiger Schattenfleck
hingehen; jetzt bei der Neubegründung der deutſchen Frei-
heit muß es aufhören.

Dazu drängen vor allem auch Rückſichten der äußern
Politik. Frankreich und Englandn, die mit dem

SLande der amtlich befohlenen Judenſchlächtereien verbündet
waren, haben natürlich nicht die mindeſte moraliſche Be
rechtigung, auch nur ein Wort über die Stellung der Juden
in Deutſchland zu reden. Uebrigens iſt in Frankreich (dem
Lande der Dreyfus- Affäre und der Action francçaiſe!), in
England (Leeds!) und nicht zumindeſt in Amerika in ge
wiſſen Volksſchichten der Antiſemitismus nicht weniger ent
wickelt als in Deutſchland und Oeſterreich-Ungarn. Aller-
dings muß hervorgehoben werden, daß in dieſen Ländern
die Regierungen den Antiſemitismus eher bekämpften, als
daß ſie ihn aktiv oder paſſiv unterſtützten wie bei uns. Aber
die moraliſche Berechtigung ſpielt heutzutage bekanntlich
eine ſehr nebenſächliche Rolle und der Zehnverband und ſein
neuer transozeaniſcher Verbündeter ſind eben tatkräftig da-
mit beſchäftigt, die Juden der ganzen Welt, namentlich
die ruſſiſchen Juden, die daheimgebliebenen wie die
ausgewanderten, für ihre Sache mobil zu machen,
was ihnen bis zur ruſſiſchen Revolution naturgemäß un
möglich war.

Die Bedeutung dieſes Verſuchs ſoll man nicht unter
ſchätzen. Die Juden bildeten bisher ſowohl in Rußland
wie in Amerika ein ſehr wichtiges und einflußreiches Ele-
ment. Unter dem Vorwand, die Schaffung eines zio
niſtiſchen Staates in Paläſtina durch die mili-
täriſche Eroberung des Landes anzuſtreben, gelingt es
gegenwärtig den Engländern und ihren Bundesgenoſſen,
läſtige Antipathien in wertvolle Sympathien zu verwan-
deln. Noch iſt die Wandlung nicht vollzogen, noch haben die
Juden Rußlands und Amerikas nicht ganz vergeſſen, daß
ſe die Befreiung des Judentums aus dem zariſtiſchen Joche

jur allem Deutſchland, den deutſchen Siegen verdanken,
o bald wird infolge der engliſchen geſchickten Propaganda
de Verbandes dieſer als der Beſchützer der jüdiſchen Jnter-
eſen auftreten können, während die Zentralmächte als der
lezte Hort des Antiſemitismus erſcheinen werden.

Staatsſekretär Lanſing hat die Führer der zioniſtiſchen
dewegung in Amerika zu Beſprechungen eingeladen be-
treffend die Einrichtung eines jüdiſchen, unter dem Schutze
der Entente ſtehenden Staates im Anſchluß an die geplante
kroberung Paläſtinas durch engliſche und italie-
niſche Streitkräfte. Wir, die wir an die Uneigennützigkeit
dieſer wie aller ähnlichen engliſchen Unternehmungen

ebenſowenig glauben wie an die Möglichkeit ihres mili
töriſchen Erfolgs, könnten über dieſe Verſprechungen
licheln. Die Errichtung eines Judenſtaats iſt gewiß Eng
lands letzte Sorge. Es handelt ſich für das britiſche Reich
vor allem darum, das türkiſche Reich zu zerſtückeln und den
Landweg nach Jndien ſicherzuſtellen. Jm übrigen dürften
wohl jene zu erobernden Gebiete wie ſo viele andre Bären
felle ſchon kängſt an Jtalien verpfändet ſein.

Aber die erhoffte Begeiſterung der ruſſiſchen Juden ſoll
ind könnte dazu dienen, Friedenskräfte, die Buchanans und
Vilſons Arbeit hemmen, zu beſeitigen und wenn möglich
ſogar als Kriegskräfte nutzbar zu machen. Und wenn der
Plan ſo auch nur den Erfolg hätte, die Vertreter der jüdi
ſhen Sozialdemokraten Amerikas, Rußlands, Rumäniens.
Polens und Galiziens bei der Stockholmer Konferenz zu
einer Stellungnahme gegen die Zentralmächte und die
Türkei zu bewegen, ſo wäre damit für Lloyd George und
Lanſing viel erreicht.

Den Augenblick, wo das deutſche Volk eine entſcheidende
aſtanſtregung unternimmt zugunſten eines demokrati
hen Deutſchlands und zugunſten eines demokratiſchen Frie
dens zweier Fragen und Ziele, die ſich als miteinander
eng verbunden erwieſen haben dieſen Augenblick dürfen
wir nicht vorübergehen laſſen, ohne die jüdiſche Frage als
innere und als internationale Angelegenheit gründlich zu
erörtern. Es darf nicht ſein, daß Deutſchland der letzte
dulturſtaat bleibt, in welchem der Antifemitismus von
Amts wegen weiterbeſteht. Es darf auch nicht ſein, daß es
bei Friedensſchluß an der gerechten Löſung des jüdiſchen
Problems, einer Gewiſſensfrage der ziviliſierten Welt, un
beteiligt bleibe.
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KriegsgefangenenPoſt.
Wie die ſchweizeriſche Oberpoſtdirektion mitteilt, wurden
in Monat Juni 1917 von der ſchweizeriſchen Poſtverwaltung für
driegsgefangene in Deutſchland, Frankreich, Grvoßbritannien,
Leſterreich, Jtalien uſw. tägläch durchſchnittlich
192 709 Briefe und Karten, 12750 uneingeſchriebene
aketchen bis 1 Kilogramm und 64 371 eingeſchriebene Pakete bis
ÄKilogramm in Empfang genommen und umgeleitet ſowie 7425

oſtanweiſungen im Betrag von 119 568 Franuk umgeſchrieben
ind verſandt.

Jm ganzen wurden ſeit dem Monat September 1914 bis
Ende Juni 1917 an Krieysgefangenenfendungen in den Poſt
bureaus Baſel-Tranſtit and BernTranſit 285592835
Briefpoſtgegenſtände, ſodann von den Poſtbureg.us
Genf-Tranſit, Baſel-Bahnpoſtbureau, Chiaſſo-Tranſit und Domo-
doſſola, Schweizeragentur 54 600 084 Pakete entgegen
genommen und weitergeſandt. Von der Schweig wurden über
dies an franzöſiſche, belgiſche, britiſche, ruſſiſche und ſerbiſche
Kriegsgefangene in Deutſchland und italieniſche Kriegsgefangene

in Oeſterreich 4 716 790 Brotſendungen im Gewicht von
8 597 638 Kilogramm abgeliefert, wobei die umfangreichen, ohne
Mitwirkung der Poſt, vermittelſt der Bahn beförderten Eilfracht
ſendungen, nicht mitgezählt ſind. An Poſtanweifungen
für Kriegsgefangene wurden von der Oberpoſtkontrolle und dem
Mandattranſitbureau Baſeb im ganzen 7 410 9831 Stück im Be
trag von 105 355 189 Frank empfangen, umgerechnet und weiter-
geſandt.
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Deutſcher Reichstag.
117. Sitzung.

Berlin, 20. Juli, vormittags 11 Uhr.
Am Bundesratstifch: Der Reichskanzler, Dr. Helfferich,
Zimmermann, Lisco, Batocki.

Kurze Anfragen.
Abg. Ledebour (Unobh. Soz.) und Abg. Bauer (Soz. fragen,

was der Reichskanzler gegenüber dem Oberkommando in den
Marken zu tun gedenkt, das dem Deutſchen Metallarbeite
verband, Ortsſtelle Berlin, die Abhaltung von Generalver-
ſammlungen wiederholt verboten hat.
Oberſt von Wrisberg: Nach den angeſtellten Ermittlungen
iſt ein Verbot der Generalverſammlung des Deutſchen Metall
arbeiterverbandes, Ortsſtelle Berlin, durch das Oberkommando
in den Marken nicht ergangen.

Abg. Ledebour (zur Ergänzung): Jſt dem Reichskanzler be
kannt, daß dieſe Behauptung von einem Bevollmächtigten des
Verbandes in einer Verwaltungsſitzung vor einer großen Anzahl
von Zeugen aufgeſtellt worden iſt?

Oberſt von Wrisberg: Jch habe nichts hinzuzufügen.
Abg. Ledebour (zur Ergänzung): Jſt das Verbot etwa im

Auftrag des PZolizeipräſidiums erlaſſen?
Präſident Dr. Kaempf: Das iſt keine Ergänzung, ſondern

eine neue Anfrage.
Abg. Dittmann (Unabh. Soz.) fragt wegen des Verbots

de r Verbreitung des Manifeſtes der Unabhängigen
Sozialdemokraten zur Stockholmer Friedenskonferenz.

Miniſterialdirektor Dr. Lewald: Der Reichskanzler hat erſt
durch die Anfrage Kenntnis davon erlangt und wird wegen der
Aufhebung des Verbots mit dem betreffenden militäriſchen Be
fehlshaber in Verbindung treten.

Abg. Dr. Herzfeld (Nnabh. Soz.) fragt, was der Reichs
kangler angeſichts des Beſchluſſes des Kammergerichts zu tun ge
denkt, durch welchen ein Minderjähriger wegen ſeiner politiſchen
Geſinnung in Fürſorgeerziehung gegeben iſt.

Direktor im Reichsjuſtizamt Delbrück: Der Beſchluß
über die vorläufige Unterbringung des betreffenden Minderjäh-
rigen in Fürſorgeerziehung iſt auf ergangene Beſchwerde aufge

ſich daher verſagen, heute auf den Beſchluß einzugehen. Eine
Aenderung der reichsgeſetzlichen Vorſchriften iſt nicht in Ausſicht
genommen.

Abg. Kunert (Unabh. Soz.) fragt wegen der Heranziehung
von Staatenloſen und von Ausländern, die für ſtaatenlos erklärt
wurden, zum deutſchen Heeresdienſt an.

Oberſt Marquardt: Staatenloſe, die ſich im Deutſchen Reiche
dauernd aufhalten, können nach dem Geſetz zum Heeresdienſt
herangezogen werden. Bei den Heranziehungen handelt es ſich
um geborne Deutſche, die ausgewandert waren und die deutſche
Stcatsangehörigkeit verloren hatten, ohne eine andre zu erwer
ben, und die ſpäter nach Deutſchland zurückgekehrt waren, ferner
um ſolche, die ihre ausländiſche Staatsangchörigkeit verloren,
aber die deutſche nicht erworben hatten. Solche Leute ſind vielfach
auch als Ausländer gemeldet. Deshalb iſt im Oktober 1915 an
geordnet worden, die Staatsangebörigteitsverhältniſſe der als
Ausländer gemeldeten Perſonen allgemein nachzuprüfen, und im
Mai 1917 iſt eine nochmalige Nachprüfung angeordnet worden.
Die Sorgfältigkeit der Prüfung iſt durch die Mitwirkung der
Zivilbehörden gewährleiſtet. Eine Auskunft über die von Herrn
Kunert angeführten Einzelfälle zu geben, iſt zurzeit noch nicht
möglich, da die zuſtändigen Behörden gehört werden müſſen. Das
Ergebnis wird Herrn Kunert mitgeteilt werden. (Abg. Kunert:
Wann?) Jedenfalls in einigen Wochen.

Abg. Vogtherr (Unabh. Soz.) fragt wegen einer kaiſerlichen
Verfügung, nach der alle Mannſchaften der Marine, die eineſchlechte Geſinnung in politiſcher Hinſicht an den Tag legen, in

eine Arbeiterabteilung eingeſtellt werden ſollen.
Admiral Hebbinghaus: Eine derartige Verfügung iſt nicht

ergangen.Abg. Dr. Müller (Meiningen) fragt, ob bei der Neuordnung
der Vorbereitung der Jugend für den Heresdienſt die großen
Organiſationen, die ſich bisher mit dieſer Frage beſchäftigt haben,
z. B. die Deutſche Turnerſchaft, gutachtl ich gehört und zir Mit
wirkung herangezogen werden ſollen.

Oberſt von Wrisberg: Das Kriegsminiſterium iſt bisher
ſchon immer beſtrebt geweſen, Hand in Hand mit dieſen Organi
ſationen zu arbeiten, und wird ſie auch weiter zur Mitarbeit
herangziehen.

Abg. Dittmann (Unabh. Soz. fragt, was der Reichskanzler
gegenüber dem Oberkommando in den Marken zu tun gedenkt,
das der Groß- Berliner Parteiorganiſatien der Unabhängigen So-
zialdemokraten die A bhaltung von Verſammlungen verboten hat,
und ebenſo gegenüber ähnlichen Verboten in Breslau und

Spremberg. uOberſt von Wrisberg: Das Verbot der Groß Berliner Ve-
ſammlung iſt durch die S ge Polizeibehörde erfolgt. G
ſteht dagegen die weitere Beſchwerde an den Oberbefehlshabr zu.
Ueber die Vorgänge in Breslau und Spremberg ſind bei der
Kürze der Zeit die Ermittlungen noch nicht abgeſchloſſen.

Abg. Henke (Unabh. Soz.) beklagt ſich über die Einziehung

von a der gewerkſchaftli r teiter aus Anlaß i arbeiterſtreiks zum Heeresdienb Oberſt Marquardt: Ueber die Wiedereinziehung reklamierter
Veitrauensleute der Arbeiterſchaft iſt bereits im April verfügt
worden, daß diejenigen, die mit der Lebensmittelverteilung zu
tun haben, oder in den Arbeiterausſchüſſen ſitzen, in der Art be
rückſichtigt werden ſollen, daß ein Wechſel möglichſt vermieden
wird. Daß Klagen vorkommen, iſt uns bekannt, und es
iſt deshalb Vorſorge getroffen, daß in Zukunft die höhern Kom
mandoſtellen die einzelnen Wiedereinziehungen prüfen. damit
Mißgriffe vermieden werden.

Abg. Dr. Streſemann (natl.) fragt, was der Reichskanzler
eutraldem Neutral ruch Englands zu tungedenkt, bei welchem deutſche Schiffe in den niederländiſchen Ge

wäſſern weggenommen und vernichtet ſind.

e die erforderlichen Ermittlungen abzuſchließen.

hoben und die Sache an das Landgericht zurückverwieſen worden.
Das Verfahren iſt noch nicht beendet, der Reichskangler muß es

Geheimrat Kriege: Die deutſche Regierung hat ſofort nach
Eingang der amtlichen Mitteilung der niederländiſchen Regierung
eine Unterſuchung durch den Konſul in Rotterdam angeordnet;
dieſe iſt bereits abgeſchloſſen, die Akten werden heute oder morgen
eintreffen. Weiter hat die deutſche Regierung der niederländiſchen
mitgeteilt, daß wir nicht daran zweifeln, die niederländiſche Re-
gierung werde von England eine bündige Genugtuung ver-
langen, die ſofortige Rückgabe der in den niederländiſchen Go
wäſſern geraubten Schiffe ſowie vollen Erſatz für die verſenkten
Schiffe und ihreLadung und volle Entſchädigung für die Familien
der verletzten und getöteten Seeleute. Schon vor dieſer Mit
teilung hat die niederländiſche Regierung der engliſchen das Ve-
dauern über den Vorfall ausgeſprochen zugleich mit der Erwar-
tung vollſter Genugtuung. Auf unſre Mitteilung hat ſie uns zu
geſagt, ſie werde alles tun, um einer Wiederholung ſolcher Vor
gänge vorzubeugen, und ferner hat ſie geantwortet, ſie ſei feſt ent
ſchloſſen, die von uns verlangte Genugtuung durchzuſetzen. Wi
ſind überzeugt, daß die niederländiſche Regierung ſich mit größten
Nachdruck für die Sühne der ihrem Lande angetanen Schmach
einſetzen wird.

Abg. Dittmann (Unabh. Soz.) führt Klage über die Schika-
nierung ſeines Danziger Parteigenoſſen Voß, dem die Militär-
behörde „jegliche politiſche Betätigung“ verboten habe.

Oberſt v. Wrisberg: Zur Beantwortung der Frage ſind noch
nähere Ermittſlungen nötig. Die Antwort wird ſchriftlich erteilt
werden.

Abg. Vogtherr (Unabh. Soz.) beſchwert ſich über einen Er
laß des evangeliſchen Oberkirchenrats, wonach die Pfarrer die
Bevölkerung dahin aufklären ſollen, daß die zur Bierbereitung
noch gebrauchten Gerſtenmengen unerheblich ſeien und daß das
Bier nicht nur ein Genußmittel, ſondern auch ein Nahrungs
mittel ſei.

Miniſterialdirektor Dr. Lewald: Die Anfrage iſt geſtern abend
eingegangen. Es iſt daher ausgeſchloſſen, bis heute vormittag

Jch bitte, in der
artigen Fällen, wo Ermittlungen nötig ſind, den Reichsbehörden
die erforderliche Zeit zu laſſen.

Präſident Dr. Kaempf: Die Anfragen gehen jetzt in unge
ahnter Menge ein, und es iſt unmöglich, ſie vom Mittwoch abend
bis Freitag mittag rechtzeitig zu erledigen. Jch glaube daher,
im Sinne des Reichstags zu handeln, wenn ich feſtſetze, daß die
Anfragen bis zum Dienstag reſp. Freitag um 11 Uhr mittags
eingereicht ſein müſſen, wenn ſie an dem darauffolgenden An-
fragetag zur Beantwortung kommen ſollen.

Es folgt die dritte Beratung der Vorlage der
Kriegskredite.

(Der Reichskanzler erſcheint im Saale.)
Die Kriegskredite werden ohne Debatte gegen die Stimmen

der Unabhängigen Sozialdemokraten bewilligt.
Abg. Ebert (Soz. beantragt, die zweite Beratung des Ge

ſetzentwürfs über die Wiederherſtellung der deutſchen Handels
flotte abzuſetzen und den Entwurf an die Kommiſſion zurückzuver-
weiſen, da noch neue Anträge in Vorbereitung find.

Abg. Dr. Streſemann (natl.) und Abg. Schiele (konſ.) bitten
um ſofortige Verabſchiedung der W Vorlage.

Abg. Henke (Unabh. Soz.), Abg. Dr. Mayer Kaufberrren, Ztr.)
W Abg. Waldſtein (Fortſchr. Vp.) ſchließen ſich dem Abgeordneten
Ebert an.

Die Vorlage wird an die Kommiſſion für Handel und Ge-
werbe zurückverwieſen.

Auf Antrag des Abg. Doormann (Fortſchr. Vp.) wird die
zweite Beratung des Geſetzentwurfs betr. die Fürdorge für dir
Kriegsgefangenen noch auf die Tagesordnung geſetzt, und das Ge
ſetz wird in zweiter und ſogleich in dritter Leſung in der von
der Kommiſſion beſchloſſenen Faſſung debattelos angenommen.

Präſident Dr. Kaempf: Wir ſind damit am Schluß unſrer
Tagesordnung. Ein kurzer, aber bedeutungsvoller Tagungé-

abſchnitt liegt hinter uns. Zur Beſtimmung ſeiner Geſchicke hat
das deutſche Volk und die Volksvertretung ihr gewichtiges Wort
in die Wagſchale geworfen, bereit, ihr Alles einzuſetzen in den
Kämpfen auf den Schlachtfeldern, in der Heimat, für Leben, Glück
und Zukunft des Vaterlandes. Während unſer Kaiſer und ſeine
Verbündeten am 12. Dezember 1916 den Feinden hochhberzig die
Friedenshand entgegengeſtreckt hatte, bekräftigt jetzt die Volks-
vertretung ihren Willen zu einem Frieden, der uns
gegen ſämtliche Angriffe ſichert und der die höchſten Güter der
Nation, Unabhängigkeit, Freiheit und ungehinderte wirtſchaftliche
Entwicklung gewährleiſtet. Mit einer an Einſtimmigkeit gren
zenden Mehrheit ſind vom Reichstag die Kriegskredite im Betrag
von 15 Milliarden Mark genehmigk worden. Wenn dieſem Be-
ſchluß Beratungen mit lebhaften Gegenfätzen vorausgeg n ſind.
ſo beruhen dieſe Gegenſätze auf der verſchiedenen Beurteilung der
Mittel, die dem Vaterland am meiſten nützlich ſind. Der wahre
Grund der Gegenſätze iſt, wie wir geſehen haben, die Vaterlands-
liebe aller. (Vravo!) Dies Bewußtſein iſt für das Jn- und Aus-
land darum ſo wichtig, weil ſich daraus der unerſchütterliche Ent-
ſchluß aller ergibt, das Vaterland und unfre Zukunft mit der
Schärfe des Schwertes bis zu dem großen Tage zu verteidigen,
an dem der Feind zu einem gerechten, unſre Lebensintereſſen
ſichernden Frieden bereit iſt. Möge dieſe Einmütigkeit der Na-
tion das Wahrzeichen ſein, unter dem wir dieſem glücklichen, von
uns allen erſehntem Ziele zuſteuern. Gott ſchütze Kaiſer, Volk und
Vaterland. (Lebh. Beif.)

Jch ſchlage Jhnen vor, daß wir uns nun für längere Zeit
vertagen. Es geſchieht das auch im Einvernehmen mit der
Reichsleitung. Jch ſchlage vor, daß wir die nächſte Sitzung halten
am Mittwoch den 26. September, nachmittags 3 Uhr, und bitte,
mich zu ermächtigen, die Tagesordnung ſelbſt feſtzuſetzen und evtl.
den Reichstag auch früher einzuberufen, falls beſondere Verhält
niſſe das notwendig machen.

Abg. Ledebour (Unabh. Soz.): Wir können uns mit dieſem
Vorſchlag des Präſidenten nicht einverſtanden erklären. Jn dieſer
für Deutſchland und die ganze Welt kritiſchen Zeit dürfte ſich der
Reichstag nicht auf länger als 2 Monate vertagen. Wir haben
der ſofortigen Vornahme der dritten Leſung der Kriegskredite
widerſprochen in der Erwartung, daß der Reichskanzler Gelegen
heit nehmen würde, bei der dritten Leſung das, was er offenbar
geſtern für eine programmatiſche Erklärung gehalten hat, gegen
über der daran geübten Kritik zu ergänzen. Zu unſerm großen
Befremden hat der Reichskanzler das heute nicht getan. Heiter
keit rechts.) Jhre (nach rechts) Erwartungen ſind ja auch nicht
erfüllt worden durch die Ausführungen des Reichskanglers, und
die Methode, mit der er in ſein Amt gekommen iſt. Während der
zweimonatigen Vertagung werden ſicher mit den nämlöchen
Kamarillamethoden die weitern Miniſterernennungen unter Mit
wirkung von allerhand unverantwortlichen Aporktenträgern im
jugendlichen und reifern Alter (Heiterkeit) erfolgen. Wir halten
es daher für notwendig, daß der Reichstag die Rechte, auf denen
er nun wochenlang herumgepocht hat, gegenüber dieſer unberant-
wortlichen Reichsregierung (Heiterk. b. d. Unabh. Soz.) wahr
nimmt und darauf beſteht, noch im Laufe der nächſten Woche Ge
legenheit zu erhalten, Einfluß auszuüben auf die Neubeſetzung
der Miniſterſtellen, wenn es der Regierung Ernſt iſt, ein h
liches Zuſammenwirken mit dem Reichstag herbeizuführen.

Präſident Dr. Kaempf: Sie dürfen der Regierung nicht vor
werfen, daß ſie ihre Worte nicht ernſt nimmt. Jch rufe Sie zur
Ordnung.Der Vorſchlag des Präſidenten wird hierauf gegen die
Stimmen der Unabhängigen Sozialdemokraten angenommen.
Der Präſident entläßt dic Abgeordneten mit dem Wunſche: glück
liche Heimreiſe und geſundes Wiederſehen in hoffentlich beſſern
Zeiten.

Schluß *41 Uhr.



Notizen.
Ein Friedensvorſchlag des Pa

wird verſichert, der Papſt werde am Jahrestag des euro
päiſchen Kriegsausbruchs eine neue Note mit einem noch
maligen Friedensvorſchlag veröffentlichen.

Einladung nach Paris. Der geſchäftsführende Aus-
ſchuß der franzöſiſchen ſozialiſtiſchen Partei lud die in
London weilenden Vertreter des Petersburger Arbeiter-
und Soldatenrats ſowie Abgeordnete der ſozialiſtiſchen Verbände
Großbritanniens und des hollädiſch-ſtandinaviſchen
Ausſchuſſes ein, ſo bald als möglich nach Paris zu kommen zum
Zwecke der internationalen ſozialiſtiſchen Konferenz.

a

Vertrauen für die engliſche Regierung. Jn der Mittwoch-
Sitzung des engliſchen Unterhauſes ſtellte der Miniſter des Aeußern

Balfour namens der Regierung die Vertrauensfrage. Bei der Ab
ſtimmung ergaben ſich 176 Stimmen für und 81 Stimmen gegen die
Regierung. Mehr als die Hälfte der Parlamentsmitglieder hat ſich der
Stimmabgabe enthalten. Den Anlaß zu dieſem Schritte der Regierung
gah die Debatte über die in Meſopotamien begangenen Fehler
und die Weigerung der Regierung, die in dem Bericht über Meſopo
tamien bloßgeſtellten Perſonen vor die ordentlichen Gerichte zu bringen.

Holland verkangt Genugtuung. Der hollän
diſche Miniſter des Auswärtigen gibt bekannt. daß die
niederländiſche Regierung der britiſchen Regierung von dem
Auftreten britiſcher Kriegsſchiffe gegen dentſche Handels-
ſchiffe, die ſich in den niederländiſchen Hoheitsgewäſſern
befanden, Mitteilung gemacht und ihren Geſandten be
auftragt hat, die Regierung auf den Ernſt des Vor-
falls, bei dem eine unleugbare Verletzung der

87 RegZüricher Poſt“ meldet aus Rom Jn vatikan greſe?

rer

Auswä Auge ten dem deutſchc

r 1 an e deSchiſe an der holindiſchen Küſte aus.

Aer Eculn in Afhalzen

(Amtlich.)
Weſtlicher Kriegsſchauplatz.

Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht.
Jn Flandern erreichte nach regneriſchem Vormittag, der

vorübergehend ein Nachlaſſen der Kampftätigkeit zur Folge hatte,
die Artilleriefſlchlacht von mittags an wieder äußerſte
Heftigkeit

Feindliche Vorſtöße bei Lombartzyde und öſtlich von Meſſines
ſcheiterten.

An der Artvisfront lebhafte Feuertätigkeit zwiſchen
La-Baſſée- Kanal und Lens, beſonders lich von Loos.

Bei Gavrelle nachts vorſtoßende engliſche Bataillone
wurden zurückgeworfen.

Auch bei Monchy griffen nach heftiger Feuxerwelle die En g
lnänder erneut an, ohne weitere Erfolge zu erzielen.

Südweſtlich von St. -Quentin erlitten die Franzoſen
bei dreimaligem, vergeblichem Angriff gegen die von uns gewon-
nenen Gräben blutige Verlkuſte.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz.

Naordweſtlich von Craonne nahmen märkiſche und
Gardetruppen nach kurzer ſtarker Feuerwirkung Teile der
franzöſiſchen Stellung auf dem Winterberg. Der

nieder ländiſchen Souveränität und Neu-
tralität ſtattgefunden hat, aufmerkſam zu machen. Der
Geſandte iſt außerdem beauftragt worden, die voffnung
auszuſprechen, daß die britiſche Regierung für das Vor-
gefallene gemäß dem Völkerrecht vollſtändig Genug-tnung gewähren wird. Der niederländiſche Hiniſter für

Feind leiſtete erbitterten Widerſtand und hatte ſchwere Verluſte.
Ueber 375 Mann ſind gefangen zahlreiche Grabenwaffen als
Beute eingebracht worden. Erſt abends ſetzten Gegenan-
griffe der Franzoſen ein; ſie führten zu ſchweren nächt
lichen Kämpfen, bei denen einige der von uns gewonne-
nen Gräben wieder aufgegeben wurden.

Bei den andern Armeen, auch der
Heeresgruppe Herzog Albrecht

außer einigen für uns günſtig verlaufenen Vorfeldgefechten keine
beſondern Ereigniſſe.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.
Front des Generalfeldmarſchalls Prinz Leopold von Baye

Am 1. Juli hatte die ruſſiſche Regierung in Oſt gali zie
einen Teil des ruſſiſchen Heeres zur Offenſive geführt
die nach ſpärlichen Anfangserfolgen infolge ungeheurer Verluſte
bald ins Stocken kam. Der ruſſiſche Soldat, deſſen Wunſch nag
Frieden an faſt allen Stellen unſrer Front in Annäherungsver.
ſuchen Ausdruck fand, war wieder umſonſt für die Entente ge.
opfert worden.

Jn Erwiderung des Angriffs der Ruſſen haben unſtr
Truppen geſtern einen Gegenangriff begonnen.

Unter perſönlicher Leitung des prinzlichen Oberbefehlshaber
brachen deutſche Armeekorps nach wirkungsvoller Feuervorberei-
tung durch deutſche und öſterreichiſchungariſche Artillerie gegen
die ruſſiſchen Stellungen zwiſchen Sereth und Zlota Lipa vor und
ſtießen über drei ſtarke Verteidigungszonen durch
Der Feind hatte ſchwere blutige Verluſte und wich in Auf.
löſung zurück. Bis zum Nachmittag waren einige tan,
ſend Gefangene gemeldet.

Bei Jakobſtadt, Düngburg und Smorgon ſowie
längs des Stochod und von der Zlota Lipa bis ſüdlich des
Dunjeſtr nahm die Feuertätigkeit teilweiſe erheblich zu. Eigne
Vorſtöße und gewaltſame Erkundungen führten mehrfach zu
ſchönen Teilerfolgen.

Bei Nowica an der Lomnica ſind nene ſtarke ruſſiſche
Angriffe erfolgreich ab ſchlagen worden.

Front des Generaloberſten Erzherzog Joſeph
Jn den Nordkarpathen ſtärkeres Feuer als in letzter

Zeit. Auch in den Bergen öſtlich des Veckens von Kezdivaſarhely
hat ſich die Gefechtstätigkeit geſteigert.

Bei der
Heeresgruppe des Generalfeldmarſchalls von Mackenſen

und an der
mazedoniſchen Front

Der Erſte Generalquartiermeiſter
Ludendorff.

nichts Neues.

Amlſiche Bekanntmachungen.

Helft den Halliſchen Kriegshinterbliebenen!

D v 5. Januar 1917 HDurch Gemeindebeſchluß vom j. Jannar 1577 haben die ſtädti

ſchen Körperſchaften unabhängig von der Nationalſtiftung für die
Hinterbliebenen der im Kriege Gefallenen eine Deputation für ſtädtiſche
Kriegshinterbliebenenfürſorge eingeſetzt, welcher die Aufgabe obliegt, die
Hinterbliebenen von Halliſchen Kriegern, die ſeit der Mobil-
machung vom 2. Auguſt 1914 gefallen vder infolge Verwundung oder
Kriegsdienſtbeſchädigung geſtorben ſind. durch ſoziale Maßnahmen
(Geſundheitsfürſorge, Ordnung der Wirtſchaftslage, Arbeitsfürſorge,
Berufsberatung und Ausbildung, Kinder-Erziehung, Auskunftserteilung,
Beſorgung von Renten und andern Anträgen) ſowie durch Geld-
beihilfen zu unterſtützen.

Die Zahl der Bedürftigen und die Not in den Einzelfällen iſt ſo
groß und wächſt mit jedem Tage der Kriegsdauer derart, daß außer
ordentlich reiche Mittel dauernd aufgebracht werden müſſen, um
das erſtrebte Ziel, in Ergänzung der Fürſorge des Reiches, des Staates,
der Stadtgemeinde und der Nationalſtiftung die Hinterbliebenen

in ihrer bisherigen Lebensſtèllung zu erhalten, zu
erreichen.

Mit er Folgt dem edlen Beiſpiel mehrerer hochherziger
wohlhabender Bürger und Firmen unſrer Stadt welche in ganz kurzer
Zeit durch ihre Spenden uns einen Grundſtock von 500 000 Mark
von dem aber nur die Zinseinkünfte verteilt werden dürfen, zugeführt
haber Gebt eurer ſo oft ſchon in dieſem Kriege betätigten tiefen
Dankbarkeit auch gegen die Halliſchen Krieger, welche ihr Leben für
unſre Sicherheit laſſen mußten, beredten Ausdruck, indem ihr. jeder
nach ſeinen Kräften, entweder einmalig oder beſſer noch
dauernd der ſtädtiſchen Kriegs HinterbliebenenFürſorge eure
Geldſpenden zuweiſt? Gedenkt bei Zuſammenkünften in Ver
einen wie im Kreiſe der Familie und Freunde ſtändig mit der
Tat der Kriegshinterbliebenen Hallee! Gedenke ihrer ein jeder an
ſeinem Geburtstage, am Hochzeitstage, bei Ceburten von
Kindern, kurz in Freund und Leid durch eine Geldſpende!

Jn der Stadthauptkaſſe, der ſtädtiſchen Sparkaſſe und ihren
Zweigſtellen, den hieſigen Banken und den Exp. ditionen der hieſigen
Tageszeitungen liegen Sammelliſten aus.

Alle dieſe Stellen nehmen jede Gabe entgegen, auch können Geld-
gaben durch Girouberweiſung auf das Reichsbank-Girokonto der Stadt-
hauptkaſſe und mittels Zahlkarte auf ihr Poſtſcheck-Konto Nr. 12098
Leipzig koſtenlos überwieſen werden.

Halle, den 14. Juli 1917. Der Magiſtrat.
Bekanntmachung

über den Aufkauf der beſchlagnahmten Fäſſer, Kübel, Bottiche
und ähnlichen Gebinde.

Der Aufkauf der nach S 2 der Reichskanzlerbekanntmachung vom
28. Juni 1917 über die Beſchlagnahme von Fäſſern (Reichsgeſetzblatt
Seite 577) beſchlagnahmten Fäſſer, Kübel, Bottiche und ähnlichen Ge
binde erfolgt ausſchließlich durch Perſonen, welche im Beſitz von auf
den Namen lautenden, mit der Unterſchrift des Reichskommiſſars für
Faßbewirtſchaftung verſehenen Ausweiskarten ſind.

Die Unterbevollmächtigten von Faßhändlern bedürfen überdies
eines von dem bevollmächtigtenden Faßhändler mit Firmenſtempel und
Unterſchrift verſehenen, von der Vereinigung Deutſcher Faßhändler
G. m. b. H. in Berlin gegengezeichneten Berechtigungsausweiſes.

Die Formblätter für die Ausweiskarten und Berechtigungsausweiſe
werden vom Reichskommiſſar für Faßbewirtſchaftung beſtimmt.

Die Aufkäufer haben bei ihrer Tätigkeit ihre Ausweiskarten und
bzw. Berechtigungsausweiſe bei ſich zu füoren und auf Verlangen der
Polizeiorgane und der Verkäufer von Fäſſern, Kübeln, Bottichen und
ähnlichen Gebinden vorzuzeigen. Die Namen der mit Ausweiskarten
verſehenen Aufkäufer werden in den Amtsblättern öffentlich bekannt
gemacht. Bei Entziehung der Ausweiskarte, die der Reichskommiſſar
für Faßbewirtſchaftung jederzeit verfügen kann, wird in gleicher Weiſe
verfahren.

Perſonen, die mit Ausweiskarten und bzw. Berechtigungsaus-
weiſen nicht verſehen ſind und ſolche nicht bei ſich führen, ſind zum
Aufkauf von beſchlagnahmten Fäſſern. Kübeln, Bottichen und ähnlichen
Gebinden nicht berechtigt. Zuwiderhandlungen werden gemäß S 8 der
Reichskanzlerbekanntmachung über die Einrichtung einer Reichsſtelle
für Faßbewirtſchaftung (Reichsfaßſtelle) vom 28. Juni 1917 Reichs
Geſetzol. S. 575) mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geld-
ſtrafe bis zu zehntauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen beſtraft.
Neben der Strafe kann auf Einziehung der Fäſſer erkannt werden, auf
die ſich die Zuwiderhandlung bezieht, ohne Unterſchied ob ſie dem
Täter gehören oder nicht

Berlin, den 9. Juli 1917.
Der Reichskommiſſar für Faſebewirtſchaftung.

Sämtliche Kohlenhändler, Konlenwerke und Kohlen
bezugsvereinigungen des Statkreiſes Halle haben bis zum
1. Auguſt d. J. an die Ortskohlenſtelle, Marktplatz 22, ſchriftlich
zu melden2 a) die Zahl der ſeit Anfang Mai d. J. angenommenen Bezugs-

ſcheine;
b) die Zahl der auf Grund ſolcher Bezugsſcheine voll belieferten

Haushaltungen
c) die Zahl der nur mit einem Teile der zugeteilten Kohlen-

menge belieferten Haushaltungen.
Die Meldung iſt nach dem Stande vom 30. Juli d. J.

zu erſtatten. Für unterlaſſene oder falſche Meloungen iſt Strafe zu
gewärtigen.

Halle den Juli 1917. Die Ortskohlenſtelle.
Auf Grund des 8 6 Ziffer 1 der Verordnung des Bundesrats

über die Errichtung von Preisprüfungsſtellen und die Verſorgungsreg
lung vom 25. Sept./4. November 1915 (Reichsgeſetzblatt Seite 607 und
728) wird folgendes angeordnet:

S 1.
Alle Unternehmer und Leiter von Betrieben in Halle, in denen

Milch erzeugt wird, ferner alle Perſonen. welche Milch im
Handel oder gemeinnützig abgeben, werden hiermit auf
gefordert, bis Donnerstag den 26. Juli anzugeben,
wieviel Milch ſie an den einzelnen Tagen vom 15. bis
21. Juli an Verbraucher abgegeben haben, ferner wieviel
Milch ſie an dieſen Tagen bezogen haben und von wem.

Für die Anmeldungen werden im StadtErnährungsamt Markt
platz 22, Zimmer 35) Vordrucke ausgegeben.

g 2.
Die Milchabgeber in Halle haben zugleich mit der Anmeldung

gemäß S 10 der Verordnung des Magiſtrats vom 10. November anzu
geben. wieviel Kunden bei ihnen angemeldet ſind, wie groß
die Milchmenge iſt, welche an die Kunden abgeliefert werden
ſoll und welche Mengen tatſächlich an die Kunden geliefert
worden ſind. Alle dieſe Angaben ſind getrennt für Jnhaber

machen.v S 3.Wer die Anmeldung unterläßt, wiſſentlich unrichtige oder un
vollſtändige Angaben macht, wird gemäß S 17 der obengenannten
Verordnung des Bundesrats mit Gefängnis zu 6 Monaten oder an
Geld bis 1500 Mark beſtraft

Halle den 19. Juli 1917.

o Bacl Wittekindl. 0
Sonntag den 22. Juli, d Früh- Konzert

früh 6 Uhr
ausgeführt vom Stadtthoster-Orchester. Leit.: Kapellmſtr. Nöhren.

Nachmittags Uhr 4029Kur konzert
ausgeführt von der Kapelle des 13. Landſt.-Jnf.Erſatzbataill. (IV/31).

Leitung Kapellmeiſter R. Möning.
Eintrittspreiſe

Für das Frühkonzert 25 Pfg. für das Nachmiktagskonzert 35 Pfg.
Dauerkarten haben Gültigkeit.

Der Magiſtrat.

Zu zahlreichem Beſuch ladet ein

Gehermer Rat Dr. Beutler.

von Vollmilchkarten und von Gelegenheitskarten zu

Diejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften, welche Kunden-
liſten eingereicht haben, werden hierdurch aufgefordert, Sonnabend
den 21., Montag den 23. und Dienstag den 24. Juli 1917
bei den von ihnen gewählten Großfirmen die in nächſter Woche zu
Verkauf gelangende Kriegsmarmelade abzuholen.

Bekanntmachung über Reglung des Verkaufs erfolgt ſpäter.

Halle, den 20. Juli 1917. Der Magiſtrat.
MMGCEC

Reſcher Tierbestand
Sonntag den 22. Jnli,
nachmittags 3/, Uhr

Auf
Abzahlung
Uüefern wir einzelne

SMöbel

T
III

s Kur Konzertnene vom er Jn Kuh S abends 7 UhrKleidu Teppieche, SGroßes Abendlonzen
günstig.

Elchmann Co.
Gr. Ulrichstr. 51.

kingang Shuistraße.

IIIITIIIE
Ate Momente

i. Il
Fernruf 5738

leipäiger habe

H. 68

Fernruf 1224

Wien Der Todevolle Telephon
Detektiv- Abenteuer d. berühmt. Drama in 3 Akten. Ilaupt-

darsteller: Viktor SjöströmKelly Brown 5 Akte
Vorführung: 5.10, 7.10, 9.20Vorführung 4.50, 7.00, 9.10

lie Iupt- u. Sorgerrätre. Dei flele Gerpente—

reizendes Lustspiel 126urwüchsiger Humor
Ta ſ, 'älä4&4tbnò T u—

Bunte Bilder a. d. Der enttäuschte
Salzkammergut Ordensjäger
herrliche Natnraufnahme Humoreske

Dienstag den 24. Juli, abends 8 Ahr

Croße öffentliche Verxammlu
im „Volkspark“, Burgſtraße 27.

Tagesordnung:
Die Friedensverhandlungen im Reichstag.
Referent: Reichstagsabgeordneter Otto Landsberg (Magdeburg).

Aer Vorſtand des 66zigldemokratiſchen Vere ins Halle Saalkreis.

J. A.: Ad. Thiele.
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Halle und Saalkreis.
Halle, 21. Juli 1917.

Organiſationsloſigkeit der Jentralſtelle für Ge

geführ
Verluſte

nſch nag
rungsver-
itente ge.

en unſr

en müſe und Obſt.erei-rir gege Von amtlicher Stelle in Berlin geht uns folgen
a vor un der Rechtfertigungsverſuch zu:
n durch Die großen Schwierigkeiten bei der Verſorgung der Ben Auf- völkerung mit Frühgemüſe und Obſt und die de Dre ge
getan tretenen Mißſtände haben vielfach den dringenden Wunſch laut

werden laſſen, die Behörden möchten eine Beſchlagnahme
on ſowie des Obſtes und Gemüſes ausſprechen. Die Urſachen, welche
idlich de die Mißſtände bei der Obſt- und Gemüſeverſorgung herauf-
u. Eigne beſchworen haben, ſind in erſter Linie die, daß die durch die
yrfach u Dürre ſtark verringerten Gemüſe und Obſtmengen die durch

die Kartoffelnot übermäßig geſteigerte Nachfrage auch nicht an
e ruſſiſche nähernd befriedigen konnte. Jnfolgedeſſen ſuchte die Bevölke

rung, durch die Not getrieben, ſich alles Gemüſes und Obſtes,
h deſſen ſie irgendwie habhaft werden konnte, mit allen Mitteln
v und zu jedem Preiſe zu bemächtigen. Hätten die Behörden
in letzter nun die Beſchlagnahme des Frühgemüſes und -obſtes ausge

ivaſarhely ſprochen, ſo hätten wir wohl dadurch keinen andern Erfolg ge
habt, wie eine Wiederholung der Tragödie, wie wir
ſie im vergangenen Jahre bei der Apfel- und haupt-

ckenſen ſächlich ZwetſchenBeſchlagnahme erlebt haben. Nur daß ſie
diesmal ungleich kataſtrophaler geworden wäre, denn die
Haltbarkeit des Frühobſtes und beſonders des Frühgemüſes iſt
bei weitem geringer als die der Aepfel und Pflaumen. Aber
ſelbſt wenn die verantwortlichen Behörden töricht genug ge-

teiſter weſen wären, dem Drängen nach Beſchlagnahme nachzugeben,
hätten ſie den beabſichtigten Zweck wohl keineswegs er-
reicht. Wohl wären die geringen Mengen, welche jetzt wenig

n ſtens noch ſporadiſch auftauchen, auch noch verſchwunden, aber
de Kunden- es iſt ausgeſchloſſen, daß durch die Beſchlagnahme irgendwelche
ounabend nennenswerten Mengen in die öffentliche Hand gekommen
uli 1917 wären, welche eine öffentliche Bewirtſchaftung auch nur er
Woche zu möglicht hätten. Denn der Schleich- und Schiebehandel hätte

ſeine Wege nach wie vor gefunden, und ein großer Teil der Er
ſpäter zeuger hätte, um den Unannehmlichkeiten der Beſchlagnahme
agiſtrat bzw. Enteignung zu entgehen, ſeine Erzeugniſſe durch vermehr

ten Verbrauch oder durch Konſervierung ſelbſt verwertet. Eine
III Verminderung der Gemüſenot kann erſt durch ein Ab-

J flauen der Nachfrage durch entſprechendes Angebot, be
ſonders auch von andern Nahrungsmitteln, wie Kartoffeln und

n des mehr ſättigenden Hartgemüſes, eintreten.
stand Wenn man das lieſt, dann wird einem noch viel mehr als

Jnli, oorher klar, weshalb die Obſtverſorgung jetzt ſchon faſt vollkom-
Uhr men verſagt hat: es iſt weit weniger die Ungunſt der Verhält

5 niſſe als die Organiſations- und auch Direktionsloſigkeit dergert R Fentralftelle für Gemüſe und Obſt.
cheſter Wie ſchwer gerade in dieſem Jahre die Verhältniſſe auf
Uhr dem Obſt- und Gemüſemarkt ſind, das wiſſen wir ſelber zu ge
onzew wu, als daß es uns noch einmal Ritſtändlich geſchildert zu wer
ſer en brauchte. Aber zunächſt iſt ja die Zentralſtelle ausgerechnet
von 7 Uhr zu dem Zwecke gegründet worden, ſolche Schwierigkeiten zu über
der W winden. Dann aber hätten gerade dieſe Schwierigkeiten die

V Reichsſtelle veranlaſſen müſſen, gründlich zuzufaſſen und eine
tter finden Probe ihrer Kunſt abzulegen, was ihr um ſo leichter geweſen
en en wäre, als ſie ſchon aus den Verhältniſſen vom vorigen Jahre her

genügend hätte lernen können, außerdem auch die gegenwärtigen
Schwierigkeiten doch wahrlich nicht überraſchend gekommen ſind.
Aber ſtatt deſſen hat ſich die Zentralſtelle ganz übermäßig mit der
Reglung rein geſchäftlicher Angelegenheiten begnügt, und ſoweit
ſie doch zu organiſatoriſchen Maßnahmen gegriffen hat, iſt ſie auf

halbem Wege ſtehengeblieben.
Das beſte Beiſpiel hierfür gibt ja der vorſtehende Recht

fertigungsverſuch. Darin wird geſagt, daß die von allen Seiten
verlangte gründlichſte Maßnahme, die Obſibeſchlagnahme, einfach
gar keinen Zweck gehabt hätte, und als Begründung wird ange

Awahe

J
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ins Rotes Flamenblut.
jöatröm Raman von Pierre Broodcoorens.
10, 9.20 Eingige autoriſierte Ueberſetzung von Johannes Schlaf.

(23. Fortſetzung.) Nachdruck verboteu

Palmyre raffte ſich auf und verſcheuchte ſchnell die trau

rigen, nutzloſen Gedanken.
„Jch hab Hunger,“ ſagte ſie lebhafter.

ſchon immer eſſen?“
„Warum nicht,“ meinte Florine.
Auf dem Ofen ſang der Keſſel.
Die Kleine wärmte in einem Steinguttopf Kaffee.

Palmyre holte aus dem Küchenſchrank zwei Taſſen und das
rot hervor. Sie ſetzten ſich an den Tiſch.

Draußen erhoben ſich plötzlich Stimmen, die den lauten
Grimm der Wachthunde erweckten.

„Da ſind ſie,“ ſagte Florine und lauſchte. Natürlich
ſind ſie bekneipt.“

Die Stimmen ſangen:
„Der Eſel Zymbel ſchlagen kann,
Und wer betrügt, kommt auch voran.
Die Eule hockt in ihrem Loch,
Und tut ſie nichts, ſo faucht ſie doch.

„Puff!“ ſagte Palmyre.
Ein Fußtritt hatte die Tür erſchüttert. Draußen gellte

ein lautes Gekreiſch.
„Macht auf, Leutchen!

unz ins Bett tragen müßt, he!“
Es war Hillas Stimme.
„Bummlerinnen!“ brummte Florine S
Sie wiſchte mit dem Handrücken ſchnell über den

den Mund, ſetzte ſich eilig an ihre Nähmaſchine und gab ſich,
nachdem ſie das Getriebe mit ein paar Oeltropfen geſchmei
dig gemacht hatte, an die Arbeit, das recht auffällig machend.

Palmyre ſchob den Riegel zurück.
Arm in Arm, ſich ſtoßend, mit zerzauſtem Haar und

zerlumpt, eine ungewöhnliche Röte auf den Backenknochen,
brachen die beiden Mädchen in das Zimmer herein,

„Wollen wir

Wir ſind ſo beſoffen, daß Jhr

Halle, Sonnabend den 21. Juli 1917.
führt, daß hierbei das Obſt, im beſondern aber das Gemüſe, wegen
ſeiner geringen Haltbarkeit ſchnellſtens verdorben wäre, und daß
ſich die Erzeuger der Beſchlagnahme doch nur wieder entzogen
hätten. Nun iſt ja zuzugeben, daß das Frühobſt und Früh-
gemüſe nicht gerade die beſten Objekte zu dem Experiment mit
der Beſchlagnahme ſind, eben wegen ihrer geringen Haltbarkeit.
Aber das widerlegt noch lange nicht die Forderung nach der Be
ſchlagnahme. Denn erſtens hält ſich ein Teil des Gemüſes immer-
hin noch längere Zeit, beſtimmt tun es aber die Kirſchen um
die es ſich hierbei vor allem dreht beſonders in dieſem Jahre,
da ſie infolge der andauernden Hitze ſowohl von vornherein tüch-
tig feſt waren und ſich auch weiterhin beim Transport und
Lagern gut hielten. Zweitens hätte bei rechtzeitigen umfaſſenden
Maßregeln auch die Lager ſowie Umlaufzeit des Obſtes und des
Gemüſes bedeutend über das jetzt übliche Maß hinaus gekürzt
werden können, und wäre hierzu eine ſo ſchnell als möglich zu
faſſende Beſchlagnahme gekommen, dann hätte ſich ein größerer
Verluſt zweifellos vermeiden laſſen. Drittens aber müßte es
doch mit dem Teufel zugehen, wenn eine Reichsbehörde, die
mit den umfaſſendſten Machtmitteln ausgeſtattet iſt, nicht mit den

halsſtarrigſten Erzeugern und den pfiffigſten Schleichhändlecn
fertig werden würde: ſie brauchte nur alle Erzeugerorte unter
ſtrengſte Bewachung zu ſtellen, eventuell unter Verwendung von
Militärkommandos, und brauchte nur jeden Verſtoß mit ſchweren
Strafen zu bedenken, ſofort würde alles ziemlich glatt vonſtatten
gehen. Schließlich könnte man ja auch die Erzeuger ſowie die
nach ihnen folgenden Großhändler finarziell daran zu inter-
eſſieren ſuchen und mit einem Teile davon ließe ſich dann jeden
falls ganz gut reden ſofort wäre damit der Widerſtand aller

Widerhaarigen ganz weſentlich gelöhmt.

Alſo die Beſchlagnahme ließe ſich ſchon durchführen, wenn
man nur wollte. Dazu gehörte freilich eine ganz andre Energie,
vor allem aber ein ganz andres Orgäniſationsgeſchick, als es die
Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt gegenwärtig aufbringt. Aber
daran fehlt es eben, direktionslos pendelt man hin und her und
lebt dort oben genau ſo mit der Hand in den Mund, wie wir hier
unten es tun müſſen, ja eigentlich noch mehr, denn die Ver
tröſtung, daß alles erſt mit einer größern Obſt und Gemüſezu-
fuhr anders werden könnte, bedeutet geradezu die eigne Bankrott

erklärung.
w

Die Kohlenverſorgung im kommenden Winter.
Von zuſtändiger Stelle werden über die Kohlen

verſorgung folgende Angaben gemacht:

Angelegenheit geworden, da die Produktion von Kohlen zum Per
brauch ſehr gering iſt. Das Kommiſſariat für die Kohlewwerſor
gung ſteht daher vor einer äußerſt ſchwierigen Aufgabe. Es

auf das Notwendigſte beſchränkt werden. Die Produktionsgebiete
ſind in folgenden Gruppen erfaßt worden: Steinkohlenbezirk
Oberſchleſien, Braunkohlenbezirk Niederlauſitz, die rheiniſchweſt

das Saargebiet. Alle dieſe Kohlengebiete haben Vertreter im

halten und es wird zwiſchen den Produgzenten und Konſumenten
direkt verhandelt und ausgeglichen.

Die Verteilung. Durch die Verordnung vom 17. Juni
dieſes Jahres iſt die Kontrolle der Induſtrie (ausſchließlich deslSagerene, das jährlich weniger als 10 Tonnen Kohlen ver-

„Wahrhaftig, wir haben unſer Teil!“ ſchluckſte Aursé.
Lachend ſtieß ſie ihre Schweſter zurück, dann torkelte

ſie auf einen Stuhl.
„Du biſt eine!“ ſagte Hilla verächtlich. „Kannſt nicht

mal trinken.“
Die Hände in die Hüften geſtemmt, wandte ſie ſich

gegen Palmyre.
„Na was denn, he? Und ſowas lebt!“
Ein nicht enden wollendes Gelächter ſchüttelte die

Hinkende. Palmyre machte eine ungeduldige Gebärde. Sie
runzelte die Brauen und deutete nach dem Hängeboden
hinauf, wo der Alte ſchlief.

„Schon gut!“ ſagte Hilla barſch und zuckte die Achſeln.
„Jch weiß noch, was ich tue. Es brauchen ja nicht immer
dieſelben zu ſein, die kneipen und ſich ſinnlos beſaufen.“

„Und der Alte iſt er etwa nicht beſoffen?“
höhnte Aursé.

Sie ſchlug kräftig mit der Fauſt auf die Zinkplatte
des Tiſches.

„Halt den Schnabel,“ ſchrie Hilla, „miſch Dich nicht
drein! Schlaf Deinen Rauſch aus! Ich allein hab hier
das Wort!“

Ein trunkener Zorn bemächtigter ſich ihrer. Die unvor
ſichtige Bemerkung Palmyres hatte ſie tief beleidigt. Wie
alle empfindlichen und nervöſen Menſchen fühlte ſie, unter
dem Einfluſſe des Alkohols ſtehend, um ſo lebhafter De-
mütigungen und Beleidigungen, als ſie ſich von dem Zu-
ſtand ihrer Unterlegenheit völlig Rechenſchaft gab.

Der Alkoholdunſt umnebelte ihr den Blick, nichtsdeſto-
weniger beabſichtigte ſie aber zu beweiſen, daß ſie noch
immer im Beſitz ihres klaren Urtéils und Herrin ihrer
Handlungen ſei. Jhre wirren Blicke hafteten, nachdem ſie
überall herumgefahren waren, ſchließlich auf Florine.

Taumelnd pflanzte ſie ſich vor dieſer auf.
„Jch ſeh Dich wohl, Duckmäuſerin! Du tuſt ſo har

(los! Und ich ich bümmel ich treib mich rum ich
Wahrhaftig! Man könnte meinen, ſie allein nur arbeitete
hier. Das Unglück! Wirf nur das Maul auf, Gans!

Die Produktion Die Kohlenfrage iſt eine ſehr ernſte

muß ein Ausgleich geſchaffen werden, vor allem durch Zuſam
menlegung von Betrieben. Auch muß die Ausfuhr an Kohlen

fäliſchen Kohlendiſtrikte, die ſächſiſchen Braunkohlenläger und

Kohlenkommiſſariat ſitzen. Taglich werden hier Sitzungen abge

1. Jahrgang.
braucht) geregelt. Jn einer neuen Verordnung, die in dieſen
Tagen veröffentlicht wird, ſoll der Verbrauch an Hausbrand, der
Landwirtſchaft und des kleinen Gewerbes geordnet werden. Die
Gemeinden des Reiches werden in zwei große Gruppen einge
teilt: in Gemeinden mit über 10000 Einwohnern und in Land-
gemeinden. Während vom Reichskommiſſar nur die Oberver-
teilung vorgenommen und beſtimmt wird, wieviel Kohler zur
Verteilung kommen, haben die großen Gemeinden in ihren Be
zirken und für die kleinen Gemeinden die Landratsämter die
Unterverteilung ſelbſt in die Hand zu nehmen. Die Oberbver-
teilung hat ſich nach der Bedarfs und der Beſtandserhebung zu
richten. Den Kommunen wird ein gewiſſes Beſchlagnahmerecht
eingeräumt. Es können vom 1. November an bei Händlern und
Privaten die Kohlen, die den eignen Bedarf überſteigen, beſchlag-
nahmt und für den Hausbrand oder die Landwirtſchaft freigegeben
werden. Die bundesſtaatlichen Regierungen können an Stelle
der Kommunalverbände auch andre Organe mit der Verteilung
beauftragen. Die Gemeinden, die in einem Kohlenbezirk liegen,
ſind gewiſſen Beſchränkungen unterworfen.

Wieviel kommt nun zur Verteilung? Dieſe
Frage kann erſt dann beantwortet werden, wenn das Reſultat
der Erhebungen vorliegt, die am 1. September vorgenommen wer
den ſollen. Für jeden Verſorgungsbezirk wird eine beſtimmte
Kohlenmenge feſtgeſetzt, die in der erſten Lieferungsperiode, be
ginnend am 1. Auguſt, geliefert werden kann. Damit ſoll er
reicht werden, daß ein vielleicht günſtiger liegender Kommunal
verband ſich mit Kohlen nicht vollſaugen kann, während andre
Gemeinden noch keine Kohlen erhalten haben. Bei dieſer Ver
teilung ſind die Gemeinden in drei Gruppen eingeteilt: in die
großen Verkehrszentralen mit etwa 100 000 und mehr Einwoh
nern, die eine vorzugsweiſe Berückſichtigung verlangen, weil es
ſchwerhält, das nötige Quantum an Kohlen ſchnell heranzu
ſchaffen; in die zweite Gruppe von Gemeinden, die mehr als
10 000 Einwohner haben, und in die dritte Gruppe, der alle
übrigen Gemeinden angehören. Die Bergbaugegenden gehören
der dritten Gruppe an. Bei der Belieferung werden Braun
kohlen wegen deren geringeren Heizkraft im Verhältnis zur
Steinkohle mit 1,7, der Koks mit 0,7 bewertet. Erhalten die
Großſtädte an Kohlen 100 Prozent, ſo vermindert ſich das Quan
tum bei der zweiten Gruppe der Gemeinden auf 75 und ber der
dritten Gruppe auf 50 Prozent. Dieſe Reglung ſoll nur für die
erſte Lieferungsperiode gelten. Der Zweck iſt, daß jeder Kommu
nalverband auch ſchon bei der erſten Belieferung den ihnt zu

ſtimmtes nicht nur für den Händler, ſondern auch für den Kon

ſumenten erreicht werden. e
Zur Verbrauchsreglung in Halle

gibt die Ortskohlenſtelle folgendes bekannt:
Nach unſrer Verordnung vom 16. Juni d. J. darf an einen

Haushalt nur höchſtens ein Drittel der zugeteilten Kohlenmenge,
und zwar bei Jahresmengen unter 100 Zentner nicht mehr als
etwa 30 Zentner, bei größern Jahresmengen nicht mehr als etwa
60 Zentner, geliefert werden.

Mit dieſer Anordnung ſoll erreicht werden, daß allen Haus
haltungen zunächſt ein Teil der zugeteilten Menge zugeführt wird.
Leider können einzelne Haushaltungen das Hamſtern nicht laſſen.
Obwohl wir mitten im Sommer ſtehen, klagen ſie jetzt ſchon, daß
ſie frieren müſſen. Rückſicht auf ihre Mitmenſchen zu nehmen,
fällt ihnen gar ein.Wir bringen daher die Verordnung vom 16. v. M. nochmals
in Erinnerung, und fügen hinzu, daß wir in Zukunft alle Zu-
widerhandlungen, die zu unſrer Kenntnis kommen, unnachſichtlich
verfolgen und Beſtrafung veranlaſſen werden. Gefängnis bis zu
6 Monaten oder Geldſtrafe bis zu 1500 Mark.) Von der Ein

Als ob kein andrer außer Dir den Unterhalt verdiente!“
Sie machte eine wegwerfende Gebärde und hatte ein

böſes Lachen.
„Alſo darum hat man ſich bei Liſtel mal bezecht!“

murrte Aure, die mit einem Male nüchtern geworden war.
Florine antwortete nicht. Sie erhob ſich, warf ihre

Schürze über die Nähmaſchine, bedeckte die Handſchuhhaufen
auf dem Stuhle mit einer alten Zeitung und begab ſich in
das Schlafgelaß.

„Jch werd Dich ſchon noch kriegen!“ brummte Hilla und
machte ihr eine Fauſt.

„Trink allein Kaffee, ich geh auch ſchlafen,“ ſagte Auré
verſtimmt.

Sie ließ die Tür hinter ſich zuſchlagen, daß ſich in dem
kleinen Raum eine Wolke von beißendem Staub erhob.

„Tut nichts, es wird alles heimgezahlt,“ ſchrie die
Schwarze, vor Wut entſtellt.

Die andre gab aus der Kammer zurück:
„Schweig ſtill! Du haſt uns lange genug komman-

diert. Etwa nicht? Nachdem ſie in Fransbeke Genever ge-
kneipt hat und ſich den ganzen Abend vor Lachen gekrümmt
hat, fängt ſie nun an, Händel zu ſuchen. Heirate
ſchnell, laß Deinen Souhe Flohil nach Deiner Pfeife tan-
zen, wenn's geht.“

Das war der offne Aufruhr. Hilla antwortete nicht
mehr. Die Verwegenheit der Kleinen erſchien ihr unge
heuerlich, überwältigte ſie völlig.

„So 'ne Rotznaſe! Was?“ ſagte fie, mit wütendem Ge
ſicht ſich zu Palmyre wendend.

Jhre Lippen bebten. Sie ließ ſich ſchwer auf einen
Stuhl fallen und ſchüttelte, ein ſtarres Funkeln in den
Augen, wiederholt den Kopf.

Palmyre zog einen ſchiefen Mund, als wollte ſie ſagen:
„Lieber Gott, es lohnt doch gar nicht, das ſo wichtig zu
nehmen.“

Sie zuckte die Achſeln und goß vorſichtig den Reſt des
Waſſers auf, der noch im Keſſel geblieben war.

(Fortſetzung folgt.)

ſtehenden Teil an Kohlen bekommt. Dadurch ſoll etwas Be



ſchränkung werden auch diejenigen Perſonen betroffen, die auf
Grunt von Unſtellungsverträger von ihrem Arbeitgeber Brenn-
ſtoffe als Teil ihres Gehalts, ſogenannte Deputatkohlen, unentgelt-
lich beziehen. Wir haben Veranlaſſung, noch ganz beſonders hin-
zuweiſen, daß auch hierbei ohne Bezugsſchein nichts geliefert
werden darf.

Letzte Mahnung zur Abgabe von Metallgegenſtänden.
Unter Bezugnahme auf die von uns am Mittwoch veröffentlichte Notiz
des ſtellvertretenden Generaltommandos, wonach den Säumigen in
bezug auf die Ablieferung von beſchlagnahmten Gegenſtänden aus
Kupfer, Meſſing, Reinnickel und Aluminium ſowie Bierglasdeckeln aus
Zinn nochmals Gelegenheit gegeben werden ſoll, die mit oder ohne
Wiſſen zurückbehaltenen Gegenſtände obenbezeichneter Art noch abzu
liefern und ſich dadurch vor Strafe zu ſchützen, macht der Magiſtrat
bekannt Unſre Sammelſtelle befindet ſich in der Turnhalle am Roß-
platz und iſt außer Sonnabends nachmittags täglich von 9 bis 12 Uhr
vormittags und 3 bis 5 Uhr nachmittags geöffnet. Nach dem 31.
Auguſt werden die augenblicklich unterbrochenen Hausreviſionen wieder
aufgenommen. Wer nach dieſem Zeitpunkt noch beſchlagnahmte Me-
talle beſitzt oder verwahrt, ohne einen amtlichen Freigabeſchein in den
Händen zu haben, ſieht ſeiner Beſtrafung entgegen. Gleichzeitig weiſen
wir darauf hin, daß in den demnächſt an die Hausbeſitzer gelangenden
Liſten von jedem Haushaltungsvorſtand anzugeben iſt, ob und welche
Mengen der beſchlagnahmten Metalle noch vorhauden ſind. Dieſe
Liſten bilden die Grundlage für die Reviſoren und ſind daher gewiſſen
haſt auszufüllen.

Beiſitzer Ergänzungswahlen zu den Gewerbe und
Kaufmannsgerichten Wie wir geſtern bereits mitteilten, ſind
durch Verordnung des Bundesrats die Wahlen der Beiſitzer zu den
Gewerbe-, Kaufmanns- und Jnnungsſchiedsgerichten auf 6 Monate
nach Friedensſchluß hinausgeſchoben worden. Dieſe Maßnahme machte
ſich nötig, weil die Zahl der Wahlberechtigten immer mehr zuſammen
ſchrumpft. Durch die fortwährende Einziehung hat ſich aber gleichzeitig
die Zahl der Beiſitzer allmählich ſo verringert, daß in manchen Bezirken
des Deutſchen Reichs die Rechtſprechung dieſer Gerichte erſchwert wird.
Ein dem Reichstag fetzt zugegangener Geſetzentwurf will nun dieſen
Mißſtand beſeitigen. und zwar dadurch, daß im Falle eines Bedürfniſſes
für das Gewerbegericht oder für das Kaufmannsgericht die Wahl der
Erſatzmänner durch die Vertretung der Gemeinden oder des weiteren
Kommunalverbandes aus der Zahl der Wählbaren erfolgen ſoll. Dabei
ſoll darauf geſehen werden, daß die auf dieſe Weiſe Gewählten keinerlei
wirtſchaftlichen Nachteil aus dieſer Wahl erleiden dürfen. Der Entwurf
will alſo die Möglichkeit ſchaffen. eine Ergänzung der Beiſitzer für
alle drei Gruppen von Gerichten herbeizuführen, ſobald dazu ein Be
dürfnis vorhanden iſt oder ſpäter eintritt.

Aufgehobenes Schlachtverbot. Das am 31. Januar 1917
ausgeſprochene Verbot der Schlachtung aller in dieſem Jahre gebornen
Schaflämmer wird für Bocklämmer und Hammellämmer mit dem
1. Oktober d. J. aufgehoben. Ausnahmen von dem Verbot für weibliche
Schaflämmer dürfen unbeſchadet der Vorſchrift über Notſchlachtungen
auch vom 1. Oktober ab nur aus dringenden wirtſchaftlichen Gründen,
in der Regel nur für ſolche Lämmer, die zur Aufzucht nicht geeignet
ſind, zugelaſſen werden.

Die Schuhnot. Von Schuhwarenhändlern wird die Lage
im Schuhhanudel wie folgt geſchildert: Es muß öffentlich auf die der
zeitigen Verhältniſſe in der Verſorgung mit Schuhwerk für die Zivil-
bevölkerung hingewieſen werden. Der Händler erhält jetzt noch ganze

2 Prozent in Worten zwei Prozent der Mengen zu
gewieſen, die er in den Jahren 1913 und 1914 bezogen hat!
Zwei Paar ſtatt vorher 100! Und was für Ware!
Die Vertriebsgeſellſchaft für Schuhwaren ſchickt dem Händler die
Rechnung. An ſie hat er den verlangten Betrag einzuſenden,
lange ehe er die Ware bekommt. Es kann bis 14 Tage nach
Bezahlung der Rechnung dauern, bis er die bezahlten Waren erhält.
Was ihm dann zugeht und was er unbeſehen nehmen muß. ſind zum

größten Teil Modeſtiefel; auf praktiſche Waren iſt kaum zu
rechnen. Die Preiſe ſind enorm hoch. Damenſtiefel, Boxcalf, koſten
den Händler 40 Mark, Lackſtiefel mit Stoffeinſatz 44 Mark. Wer kann
ſich ſolche Preiſe leiſten Leder zum Sohlen und Reparieren der alten
Stiefel erhalten die Schuhmacher nicht, nicht einmal einen entſprechenden

Erſatz. Die Zuſchrift ſchließt mit der Frage Wie ſoll das enden
Das möchten auch wir fragen. Lunxusſtiefel für die Herrſchaften,

die ſich ſchon lange auf Jahre hinaus verſorgt haben,
ſtehen immer zur Verfügung. Dem Minderbemittelten, der einen feſten
Stiefel braucht und keinen Vorrat hat, bleibt das Nachſehen. Seine
gebrauchten und abgenutzten Stiefel kann ihm der Schuhmacher nicht
reparieren. Die Preiſe klettern ununterbrochen in die Höhe, die Profite
der Fabriken wachſen, die Reglung verſagt. Jſt gar keine Ausſicht auf
Aenderung vorhanden Müſſen die, die unter den Laſten des Krieges
ſeufzen, auch hier alle Nachteile allein tragen.

Süßſtoffabgabe. Jeder Haushalt kann im Monat Zuli ein
Briefchen Süßſtoff (ſogenannte H-Packung) zum Preiſe von 25 Pf. nach
Maßgabe der aufgedruckten Beſtimmungen in den Drogenhandlungen
oder in den Apotheken käuflich erwerben. Auf einen Lebensmittelſchein
darf nur ein Briefchen abgegeben werden. Haushaltungen, welche bei
dieſer Verteilung kein Sacharin erhalten, werden bei der nächſten
verteilung berückſichtigt.

Die Hauptverſammlung der Riebeckſchen Montanwerke
genehmigte debatielos die Ausſchüttung von 15 Prozent Tividende.
Der Antrag auf Erhöhung des Aktienkapitals um 16 Millionen Mark

Lleibt einer ſpäteren außerordentlichen Hauptverſammlung vorbehalten,
da die miniſterielle Genehmigung noch nicht eingetroffen iſt. General-
airettor Hoffmann ertlärte, daß die Kapitalerhöhung zur Ausgeſtaltung
der Betriebe infolge neuer Fortſchritte der chemiſchen Verarbeitung der

Theater, Sehenswürdigkeiten uſw.
Städtiſchen Orcheſters ſtatt. Morgens 64 Uhr und nachmittags
3 Uhr.

Zoo. Sonntag nachmittags 34 Uhr Konzert des Görlachſchen

Aus der Provinz.
Eine zweite Ernte.

Die anhaltende Trockenheit bringt das Getreide ſchneller
zur Reife, als nach dem langen Winter angenommen werden
konnte. Wintergerſte und Winterroggen räumen infolgedeſſen,
namentlich in Gegenden mit leichterm Boden, das Feld ſo zeitig,
daß der Acker recht gut nochmals beſtellt werden kann. Als ge
eignete Pflanzen kommen vor allem in Frage Kohlrüben, Mai-
rüben, Stoppelrüben und Spinat ſowie Futtergemenge. Dieſer
Stoppelfruchtbau iſt nun allerdings mit einem großen Riſiko
verbunden, denn man erzielt nur dann einen befriedigenden Er-
trag, wenn genügend Niederſchläge fallen. Auch ſtehen ihm in-
ſofern Schwierigkeiten entgegen, als gleichzeitig die Ernte der
übrigen Halmfrüchte zu bewältigen iſt. Der Landeskultur-
rat hat dem Miniſterium des Jnnern folgenden Vorſchlag unter-
breitet: „Jeder Landwirt, der ſich verpflichtet, einen Hektar
Wintergerſte- oder Winterroggenſtoppel ein zweites Mal zu be-
ſtellen, erhält 5 Zentner Stickſtoffdünger zu einem entſprechend
niedrigeren Preiſe. Dieſer Nachlaß dient dazu, dem Land-
wirt eine Entſchädigung für die aufgewendete Arbeit zu gewäh-
ren, denn unter ungünſtigen Verhältniſſen iſt die Bearbeitung
des Bodens und die Ausſgat umſonſt ausgeführt. Schließt der
Erzeuger gleichzeitig einen Vertrag ab, die Ernte an einen Kom
munalverband abzuliefern, ſo hätte der Kommunalverband außer-
dem für den erforderlichen Samen oder das Pflanzenmaterial
zu ſorgen.“ Die Erzeugung von Nahrungs- oder Futtermitteln
kann auf dieſe Weiſe ohne Zweifel außerordentlich geſteigert
werden.

e Bedeutung der Friedensformel

des Reichstags

lautet die Tagesordnung einer öffentlichen Verſammlung

am Dienstag abend im „Volkspark“.
Jeder, der Intereſſe an politiſchen Dingen hat, beſonders

aber für einen baldigen Frieden iſt, muß kommen.

Reichstagsabgeordneter Landsberg
ſpricht.

Weißenfels. Die Werſchen Weißenfelſer
Braunkohlen- Aktiengeſellſchaft hat ſoeben ihren
Bericht über das Geſchäftsjahr 1916/17 herausgegeben. Danach
brachte dieſes Jahr eine Steigerung des Betriebsgewinns von
3 880 490 Mark auf 4813 440 Mark. Die Generaluntoſten er
forderten 511 320 Mark (1915/16: 470 963 Mark), Steuern und
öffentliche Laſten 373 524 Mark (333 724). Die Abſchreibungen
ſind weſentlich, nämlich von 1 152 074 Mark auf 1 810 419 Mark,
erhöht worden. Der Ueberſchuß einſchließlich eines Vortrags
von 216 124 Mark (208 351) beläuft ſich auf 2064 499 Mark
(1 746 652). Es iſt die Ausſchüttung einer Dividende von
wieder 10 Prozent beabſichtigt, der Aufſichtsrat und der Vorſtand
erhalten außer der beſten Vergütung des Aufſichtsrats noch
84 418 Mark' (90 527); für den Dispoſitionsfonds werden 312 773
Mark zurückgeſtellt. Ueber den Geſchäftsgang bemerkt die
Verwaltung, daß im Einkkang mit der allgemeinen Preiserhöhung
aller Waren auch die von dem Unternehmen auf den Markt ge
brachten eine in angemeſſenen Grenzen gehaltene Preisauf-
beſſerung erfahren hätten, wodurch ein Teil des Zuwachſes
der Selbſtkoſten gedeckt worden ſei. Der andre Teil der geſtiege-
nen Selbſtkoſten ſei durch Betriebsverbeſſerungen wettgemacht
worden. Durch Bundesratsverordnungen vom 18. Januar und
24 Februar 1917 wurde die Paraffin- und Kerzenerzeugung mit
Beſchlag belegt. Die Ueberwachung des Verkaufs geſchieht ſeit
dieſer Zeit durch die Kriegsſchmieröl- Geſellſchaft m. b. H. in Ber-
lin. Jn der Bilanz werden u. a. ausgewieſen: Jm voraus frei-
gelegte Kohlen mit 294 277 (361 733) Mark, Materialbeſtände mit
433 066 (419 425) Mark, Warenbeſtände mit 148 383 (139 255)
Mark. Wertpapiere (Staatsanleihen) 1 539 474 Mark, Kaſſe mit
25 846 Mark (237 144 Mark einſchließlich Wechſel und Effekten),
Außenſtände mit 1 343 906 (1 200 177) Mark, Bankguthaben mit
1 042 496 Mark und Gläubiger mit 3 310 091 (2 699 439) Mark.Brauntohle und zum Ankauf ausgedehnter Kohlenfelder dienen ſolle.

Aehrendiebſtähle. Von Volizeibeamten wurden an der
neuen Leipziger Chauſſee drei Frauen und in der Gimritzer Flur ein
Mann und eine Frau beim Aehrendiebſtahl betroffen.

Ein Schulknabe als Taſchendieb. Am Donnerstag wurde
auf dem Wochenmartt (Marktplatz) ein 13 jähriger Schulknabe dabei
veobachtet, wie er Frauen in die Schürzen- und Kleidertaſchen faßte.
In ſeinem Beſitz wurde ein altes Portemonnaie mit Jnhalt gefunden,
von dem er angibt, es am gleichen Morgen auf dem Gurkenmarkt einer
Frau, die ein Kopftuch trug, aus der Schürzentaſche geſtohlen zu haben.
Die Beſtohlene wird erſucht, ſich umgehend bei der Kriminalpolizei,
Dreyhauptſtraße 6, Zimmer 38 oder 40, zu melden, wo das Porte-
monnaie ausliegt.

Städtiſcher Nahrungsmittelverkauf.
Kartoffeln: Am Montag 2 Pfund auf Abſchnitt 72 des Waren-

bezugsſcheins nur bei den Kleinhändlern. Vom Dienstag
an 2 Pfund auf Kartoffelmarke 16. Nähere Mitteilungen
darüber ergehen noch.

Butter: Vom Dienstag an jede Perſon 55 Gramm auf den für die
53. Woche gültigen Abſchnitt der Fettkarte.

Milch: Montag vormittag 8 bis 12 Uhr Nr. 19001--24500, nach-
mittag 2 bis 6 Uhr Nr. 14001-19000 der neuen Lebens-
mittelſcheine in der Talamtſchule. Die einzelne Perſon
Flaſche ſteriliſierte Milch. Jeder Haushalt mit 2 bis 4
Perſonen 1 Doſe kondenſierte Milch. Jeder Haushalt mit
mehr als 4 Perſonen 2 Doſen kondenſierte Milch.

Nudeln: Montag an jede Perſon Pfund auf Marke 73 des

Aus der Parteibewegung.
Die Nürnberger RParteigenoſſen und der Parteitag.

Die Genoſſen des Wahlkreiſes Nürnberg-Altdorf nahmen in
ſieben Verſammlungen zum Würzburger Parteitag Stellung.
Jn allen Verſammlungen kam zum Ausdruck, daß die pratktiſche
Arbeit für die Zukunft den Parteitag vor allem beſchäftigen müſſe.
Wohl werde man nicht umhin können, vom Parteiſtreit zu reden,
aber man ſolle dieſe Erörterungen auf das Notwendigſte ein-
ſchränken; es entſpreche nicht der Stimmung der Parteigenoſſen,
daß immer wieder die alten Sünden und Sorgen behandelt wer-

Von den Genoſſen aller Schattierungen wurde einhellig
der Wunſch ausgedrückt, daß die Spaltung der Partei keine
dauernde Erſcheinung bleibe und daß vom Parteitag der Wille
zusgehe, wieder zur Einigung zu kommen. Zur politiſchen Lage
fand in allen Verſammlungen die nachſtehende Reſolution ein-
ſtimmige Annahme:Die am 13. Juli 1917 tagenden Verſammlungen der ſozial-
demokratiſchen Partei des Wahlkreiſes Nürnberg-Altdorf billigen
die Entſchiedenheit des Vorgehens der ſozialdemokratiſchen Reichs-
tagsfraktion, ſie erwarten ein tatkräftiges Fortſchreiten auf dem
eingeſchlagenen Wege bis zur Durchſetzung des parlamentariſchen
Syſtems im Reich und in den Einzelſtaaten. Die Verſamm-
lungen erwarten von der ſozialdemokratiſchen Fraktion, daß ſie
auch weiter folgerichtig und mit Feſtigkeit die Rechte des Volkes

den.

Bad Wittekind. Am Sonntag finden zwei Konzerte des

ſichere. Die Verſammlungen halten ſich überzeugt, daß die
ſozialdemokratiſche Fraktion des Reichstags ihr ganzes Gewicht
einſetzen werde, damit der Welt bald der allgemeine und die VölkerS dauernde Friede geſchaffen werde. Die Verſamm.
lungen bedauern aufs kebhafteſte, daß ſich die bayriſche Regierung
der Demokratiſierung der Einrichtungen im Reiche wie in den
Einzelſtaaten entgegenſtellt und daß ſie die Löſung der ſchweren
Kriſe im Sinne des Volksintereſſes ſtört. Die Verſammlungen
erwarten, daß die Reichstagsfraktion jedes Mittel anwenden wird,
um die Demokratiſierung Deutſchlands durchzuſetzen und um die
Hemmniſſe eines baldigen Friedens zu überwinden.“

Der Sozialdemokratiſche Verein für den 7. ſchleswig-hol-
ſteiniſchen Reichstagswahlkreis (Kiel-Neumünſter-Rendsburg) hielt
am Sonntag eine Generalverſammlung ab. Ueber die St llung
der Partei zur Friedensfrage ſprach Abg. Gen. Legien. Die
Generalverſammlung nahm hierzu einſtimmig eine Entſchließung
an, in der ausgeſprochen wird, daß die Verſammlung die bis
herige Kriegszielpolitik der Fraktion billigt und den Friedens-zielen des Parteiausſchuſſes ſowie dem Memorandum der deut

ſchen Delegation in Stockholm zuſtimmt. Gleichzeitig ſpricht die
Verſammlung die beſtimmte Erwartung aus, daß die Fraktion
auch fernerhin es nicht an energiſchem Vorgehen mangeln läßt
um die Teilnahme des Volkes an der innern und äußern Reichs
politik ſowie an der Verwaltung in Reich, Staat und Gemeinde
auf wirklicher demokratiſcher Grundlage ſicherzuſtellen.

Aus der Gewerkſchaftsbewegung.
Teurungszulagen und Tarifbewegung im Holzgewerhe,

Bei der herrſchenden Teurung haben die Holzarbeiter ſich ſeit
mehr als Monatsfriſt in zahlreichen Orten um erneute Teu-
rungszulagen bei ihren Arbeitgebern bemüht. Der Vorſtand des
Holzarbeiterverbandes bot infolgedeſſen dem Arbeitgeberſchun
verband für das deutſche Holzgewerbe Anfang Juni zentrale Ver
handlungen über die bis dahin an den einzelnen Orten geſtellten
Forderungen der Arbeiter an. Wie bei den meiſten derartigen
Fällen, hat es auch diesmal wieder recht lange gedauert, bis die
Unternehmer ihre Vorbereitungen für ſolche Verhandlungen ge
troffen hatten; doch werden dieſe Verhandlungen nunmehr in den
nächſten Tagen unter der Leitung des Kriegsamts vor ſich gehen.
Der Holzarbeiterverband hat inzwiſchen auf einer Reichskonfe-
renz am 11. und 12. Juli, zu welcher Vertreter aus 105 Vertrages
orten delegiert waren, zu den bevorſtehenden Verhandlungen
Stellung genommen. Nach gründlicher Prüfung aller in Be-
tracht kommenden Umſtände hat die Konferenz ihre Stellung in
nachfolgender, einſtimmig beſchloſſener Reſolution feſtgelegt:
„Unter dem Drucke der wachſenden Teurung, die die Exiſtenz der
Arbeiterbevölkerung außerordentlich und in ſteigendem Maße be
laſtet, haben die Holzarbeiter im Reiche, geſtützt auf das im vor
gen Jahre vor dem Reichsamt des Jnnern getroffene Ueberen
kommen, ſchon ſeit Monaten erneute Lohnforderungen an d
örtlichen Arbeitgeberorganiſationen geſtellt. Die Konferenz b
auftragt den Verbandsvorſtand, die Forderungen in Höhe vor
mindeſtens 30 Pfg. für die Stunde mit den entſprechenden Neben
forderungen bei den von den Arbeitgebern angebotenen zentralg
Verhandlungen mit größtem Nachdruck zu vertreten. Die Konfe
renz proteſtiert gegen die wochenlange Verzögerung dieſer Ver
handlungen durch die Arbeitgeber und verlangt unter allen Um
ſtänden jetzt eine ſchleunige Erledigung, weil der Verband die
Verantwortung für die andernfalls entſtehenden Folgen nicht zu
tragen vermag.“

Eine erfolgreiche Lohnbewegung. weiblichen
ſtellten der ſtädtiſchen Straßenbahnen in Düſſeldorn
erzielten nach einem nur wenige Stunden dauernden Streike fo
gende Zugeſtändniſſe der Verwaltung: Die Führerinnen erhalten
in Zukunft 5,05 Mark (bisher 4,05 Mark), die Schaffnerinnen
4,50 Mark bisher 3,50 Mark) täglich. Ueber eine Verkürzung der
10ſtündigen Arbeitszeit und Abſchaffung bzw. Milderung der
Strafen ſoll in weitern Verhandlungen mit der Verwaltung eine
Einigung erzielt werden.

Die erfolgreichſte Gewerkſchaft der Welt iſt wohl noch vor
den niederländiſchen Diamantarbeitern der Reichsverein
der Bank und Sparkaſſenbeamten Oeſterreichs
Wie jetzt ſein Organ mitteilt, hat er bei der Oeſterreichiſchen Län-
derbank durchgeſetzt, daß alle Angeſtellten nach 35jähriger Dienſt
zeit ein Mindeſtruhegehalt von 8950 Kronen, für weibliche An-
geſtellte 4920 Kronen und für Witwenrente 5817,50 Kronen ge-
ſichert wird. Die Mindeſtruhegehalte bei den übrigen öſterreicht
ſchen Banken betragen für volle Dienſtzeit zwiſchen 4000 und
6700 Kronen. Die erſte öſterreichiſche Sparkaſſe zahlt 8640 Kro-
nen und iſt jetzt von der Oeſterreichiſchen Länderbank noch über
troffen worden. Jn der Länderbank iſt das Aufrücken der BVe-
amten in die höheren Gehaltsſtufenlöhne vom Wohlwollen der
Direktion unabhängig gemacht und erfolgt automatiſch.

Die Ange-

Kleine Chronik.
Verhaftung einer Wuchergeſellſchaft.

In ſeinem Kampfe gegen die Lebensmittelſchieber hat das
Kriegswucheramt in den letzten Tagen durch Aufhebung
einer oberſchleſiſchen Kettenhändlerzentraäle,
deren Ausläufer bis nach Berlin und Dresden gingen,
einen vollen Erfolg gehabt. Es konnte eine Wuchergeſell ſchaft
von 14 Perſonen verhaftet werden weitere Verhaftungen ſtehen
noch bevor. Den Verhafteten wurden Waren im Werte von
mehr als einer Million Mark abgenommen.

Die Einzelheiten ſind folgende: Das Kriegswucheramnt hotte
ermittelt, daß der Kaufmann Guſtav Oberländer in Berlin-
Wilmersdorf ſeine Eigenſchaft als Einkäufer für das Rote Hre's
und für die Werke Orenſtein u. Koppel dazu mißbrauchte, Le
bensmittelgeſchäfte für eigne Rechnung abzuſchließen, ohne die
hierfür erforderliche Handelserlaubnis zu haben. Er benutzte für
den lebhaften Depeſchenverkehr mit ſeinen oberſchleſiſchen Liefe
ranten einen eignen Telegrammſchlüſſel. Ermittlungen, die Be
amte des Kriegswucheramts dann in Oberſchleſien anſtellten,
führten zur Verhaftung des. Oberländer und 13 weiterer Per-
ſonen. An verſchiedenen Orten und in verſchiedenen Lagern urd
Verſtecken, beſonders in Beuthen, Kattcewitz und Königés hatte
konnten folgende Waren beſchlagnahmt werden: 149
Zentner beſter Marmelade, 70 Zentner Kriegsmus, 32 Zeniner
Kaffee-Erſatz und 1 Zentner reiner Bohnenkaffee,
Zentner ruſſiſcher Tee, 18 Zentner Dörrgemüſe, 75 Zentner
Sauerkraut, 2 Zentner Pfeffergurken, 5 Zentner Nudeln,
Zentner Graupen, 3 Zentner Mehl, 3000 Doſen friſche Heringe
und Bismarckheringe, 1000 Doſen Oelſardinen, 2 Tonnen Salz
heringe, 500 Doſen Fiſchklopſe, 13 Zentner Edamer Käſe,
100 Doſen kondenſierte und 350 Doſen ſteriliſierte Milch, 23 000
Suppen- und Bouillonwürfel, 2 Zentner Kunſthonig, 3 Zentnue-
graue Erbſen, 320 Zentner Seife, 34 Zentner Waſchmittel.
5 Zentner Tabak, 1000 Pakete Streichhölzer u. a. m. Dieſe zu
Wucherpreiſen gehandelten Waren ließ das Kriegswucheramt
ſechs Eiſenbahnwaggons verladen und dem Waffen- und Mun
tionsbeſchaffungsamt in Berlin zur Verwendung für e
Schwerſtarbeiter der ſtaatlichen Rüſlungswerke zuführen.

Schweres Exploſionsunglück.
Aus Mülh e im (Ruhr) wird berichtet: Am Dienstag abend

wurden auf der Füllſtation der Thyſſenſchen Fabriken durch eine
Perſonenbezugsſcheins 8.

vertrete und für die ſofortige Aenderung der Reichsverfaſſung ein-
rete, die allen Bundesſtaaten das allgemeine, gleiche, g2 ime und
direkte Wahlrecht für alle Deutſchen mit Einſchluß der Frauen Exploſion 17 Arbeiterinnen getötet und 25 verletzt.
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